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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 14. Juli 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Binnenschiffahrt 


Vom 2. Februar 1994 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 14. Juli 1992 Unterzeichneten Ab¬ 
kommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Ukraine über die 
Binnenschiffahrt sowie dem dazugehörigen Protokoll vom 
selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen sowie das 
Protokoll werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, die 
genehmigten Vereinbarungen über die Mindest-ZHöchst- 
frachten sowie die Nebenbedingungen für den Wechsel¬ 
verkehr, auf die sich der Gemischte Ausschuß gemäß 
Artikel 14 Abs. 8 des Abkommens geeinigt hat, durch 
Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Abweichungen von den in einer Rechtsverordnung nach 
Artikel 2 festgesetzten Mindest-ZHöchstfrachten für Ver¬ 
kehrsleistungen sowie Zahlungen oder andere Zuwendun¬ 
gen, die einer Umgehung des festgesetzten Entgelts 
gleichkommen, sind verboten. 


Artikel 4 

Ordnungswidrig im Sinne des § 3 des Wirtschaftsstraf¬ 
gesetzes 1954 handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig den 
Abschluß von Verträgen über Wechselverkehre im Sinne 
des Artikels 3 des Abkommens in Abweichung von den 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 2 in Kraft gesetzten 
Mindest-ZHöchstfrachten anbietet oder vermittelt oder wer 
solche Verträge abschließt oder erfüllt. 

Artikel 5 

Venvaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion. Der Bundesminister für Verkehr kann 
abweichend von § 37 des Gesetzes über Ordnungswidrig¬ 
keiten durch Rechtsverordnung eine Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion als für den Bereich mehrerer Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zuständig erklären. 

Artikel 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 16 Abs. 2 sowie das Protokoll in Kraft treten, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates sind 
gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und 
wird im Bundesgesetzblatt verkündet. 


Berlin, den 2. Februar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister für Verkehr 
Matthias Wissmann 


Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der BurnJesrepubtik Deutschland 
und der Regierung der Ukraine 
über die Binnenschiffahrt 

yrofla 

ypnflOM (peflepaTHBHoi PecnyöniKu HiMesMMHa 

Ta Mi>K ypn^OM yKpaTHM 

npo cyflHonnaecTBO Ha BHyrpiujHix BOflHMX uj/inxax 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Ukraine - 

in dem Wunsch, den beiderseitigen Binnenschiffsverkehr weiter 
zu entwickeln, 

eingedenk der Schlußakte der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, insbesondere ihrer Bestimmungen 
über die Entwicklung des Verkehrswesens - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Im Sinne dieses Abkommens sind: 

a) .Schiffe“: die im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei amtlich 
registrierten Schiffe, mit denen Pe^soner^ und/oder Güterver¬ 
kehr dort, wo sie registriert sind, ohne eine besortdere Fahrter¬ 
laubnis auf Binnenwasserstraßen betrieben werden kann; 

b) „Trägerschiffsleichter“: Schiffe nach Buchstabe a, die unbe¬ 
mannte und nichtmotorisierte Leichter sind; 

c) „Schiffahrtsuntemehmen“: schiffahrttreiberKle Unternehmen 
oder Unternehmer, die ihren Firmen- oder Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet einer der beiden Vertragsparteien haben; 

d) „Zuständige Behörden“: der Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland urrd der Minister für Verkehr der 
Ukraine oder andere von einer Vertragspartei benannte 
Behörden/Stetten; 

e) „Häfen“: die Häfen und amtlich gerrehmigten Umschlagstelien 
und Anlegestellen der Personenschiffahrt in den Hoheitsge¬ 
bieten der Vertragsparteien. 

Artikel 2 

(1) Nach Maßgabe der Artikel 3 bis 6 dürfen Schiffe der einen 
Seite die Wasserstraßen der anderen Vertragspartei befahren 
sowie die Häfen und amtlich zugelassenen Liegestellen benutzen. 
Dies gilt entsprechend für den Transport von sonstigen schwifn- 
menden Objekten (z. B. Bagger, Kräne) sowie für das Überführen 
von Schiffsneubauten. 

(2) Die Schiffahrt regelt sich nach den Rechtsvorschriften der 
Vertragspiartei, deren Binnenwasserstraßen befahren werden. 


Vpfl/t <t>eAepaTMBHoT PecnyöniKH HiiMMMMHa 


VpoA VKpaiHM 

BMXOARHM 3 öajKaHHfl i HaASoi po3BHBaTM ABOCTopoHHC cyA- 

HonnaacTBo na BHyrpiiuHix boahmx lunnxax, 

naM’nraioHM npo SaxmoMHHä bkt HapaAM 3 öesneKM i cniepo- 
öiTHHUTBa B CBponi i, soxpeMa, npo Moro nonoxreHHa iaoao 
posBMTKy TpaHcnopiy - 

noroAMOMCb npo HactynHe: 

CraTTfl 1 

Ann uineä uiei' VroAtr: 

a) „cyAHa“ osHaMaioTb odxuiMHo peecrpoeaHi Ha A6P>*<ciBHm 
TepHTopi'f OAHi« is AoroBipHMX cropiH cyAna, nra Moxryrb 
3AiHCHK>BaTM nepeBeseHHH nacarxMpiB hh BaHTarxiB no BHy- 
TpiujHix boahhx lunnxax eiAnoeiAHO ao Micitn cbocT peecTpaufi 
öea ocoönHBoro Ha re ppseony - 

6) „nixrepH, uto BHKopHCToeyioTbCH b nixrepoBOSHHX cncre- 
Max“ osHanaiOTb cyAHa sriAHO ab n. „a“, nxi e nixrepaMH öea 
eKinaxry i öea chhoboT ycraHOBKM - 

b) „cyAHonnaBHi niAnpHCMCTea“ osnaMaiOTb niAnpHCMCTea mh 
niAnpHCMuiB, uto saHHHTi b cyAHonnaecTBi, nxi MaioTb CBoe 
MicuesHaxoxrABHHfl hh MicuenpoxrHeaHHfl na abP^obhIh 
T epHTopfi OAHiä’ ia AoroeipHHx CTopiH - 

r) „KOMnereHTHi opraHH" oaHanaiOTb cpBABpanbHoro MiHicrpa 
TpaHcnopxy (peABpaniBHoT PecnyöniKH, hh iHuji opraHM/ycra- 
HOBH, npHSHaMeni AoroeipHHMH CToponaMM - 

A) „nopTH“ oananaiOTb nopTH i cxpiitiäHO AOSBoneHi nepesa- 
noHHi nyHKTH i npMHann a^h nacaxrnpcbKHx cyABH na 
AepxraBHiH TepHTopfi koxchoT ia AoroBipnnx cropiH. 

Crarrfl 2 

1 . SriAHO 3 nonoKeHHHMH crareä 3-6 uieT VroAH cyAHa OAHia 
ia AoroBipHHX cropiH Moxcyrb aAiäcHioBarH cyAHonnaBcreo no 
BOAHHX uinnxax inuioT AorosipHoT cropoHH, a raxoxr KopHcryea- 

THCH nopraMH i OCpiuiHHO AOaBOneHHMH MiCUHMH HKOpHÖi 

CTonHKH. L|e nonoxceHnn pfc raxorx y eiAHOtueHHi rpaHcnopry- 
BaHHH iHUJHx nnaByMHX oö'exriB (HanpHxnaA, aeMnenepnanKH, 
KpaHH) I neperoHy HOBoaöyAoeaHbix cyAOH. 

2. CyAHonnascrBO perynioerbcn npaeoBHMH HopMaMH riei 
AorOBipHOi cropoHH, no BHyrpiuiHix boahhx tunnxax nKoi boho 
SAiHCHioerbCB. 
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Artikel 3 

(1) Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen Hafen der einen Seite und Hafen der anderen Seite sowie 
umgekehrt befördern (Wechselverkehr). 

(2) Im Wechselverkehr dürfen Schiffe der einen Seite Personen 
und/oder Güter zwischen Hafen ihrer Seite und einem der folgen¬ 
den Hafen der arrderen Seite befördern; 

a) einem Seehafen; 

b) einem Hafen, der auf dem direkten Weg zu einem Seehafen 
liegt; 

c) einem Hafen, den die zuständige Behörde auf Vorschlag des 
Gemischten Ausschusses benarvit hat. 

(3) Im Wechselverkehr sind die Schiffahrtsuntemehmen beider 
Seiten paritätisch und nach Möglichkeit im Jahresverlauf kontinu¬ 
ierlich zu beteiligen. Die Aufteilung der Güterbeförderurrgen 
erfolgt auf der Basis der Ladungstormen. 

(4) Für den Wechselverkehr sind wirtschaftlich ausköttwnKche 
Frachten und die mit ifmen zusammenhängenden Nebenbedin¬ 
gungen zu vereinbaren. 

(5) Jede Vertragspartei kann nach Beratung im Gemischten 
Ausschuß in Ausnahmefallen aus technischen Gründen oder aus 
Gründen der Schiffahrtssicherheit für das Befahren ihrer Wasser¬ 
straßen im Wechselverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 


Artikel 4 

(1) Schiffe der einen Seite dürfen Personen und/oder Güter 
durc^ das Hoheitsgebiet der jeweils anderen Vertragspartei hin¬ 
durch auf den Binnenwasserstraßen befördern, die von den Ver¬ 
tragsparteien auf der Grundlage eines Vorschlags des Gemisch¬ 
ten Ausschusses festgelegt werden (Transitverkehr). 

(2) Jede Vertragspartei kann nach Beratung kn Gemischten 
Ausschuß in Ausnahmefällen aus technischen Gründen oder aus 
Gründen der Schiffahrtssicherheit für das Befahren ihrer Wasser¬ 
straßen im Transitverkehr Höchstzahlen der Fahrten festsetzen. 


Artikel 5 

Schiffe beider Seiten dürfen Personen und/oder Güter zwi¬ 
schen einem Hafen der anderen Seite und einem Hafen in einem 
dritten Land (OritttarKtverkehr) und umgekehrt nur auf Grund eirrer 
besonderen Erlaubnis der jeweils zuständigen Behörde beför¬ 
dern. 

Artikel 6 

Die Beförderung von Personen und/oder Gütern zwischen 
Häfen einer Seite (Kabotage) bleibt den Schiffen dieser Seite 
Vorbehalten. Ausnahmen bedürfen einer besorxferen Fahrterlaub¬ 
nis der zuständigen Behörde. 

Artikel 7 

(1) Jede Vertragspartei erkennt auf ihrem Donauabschnitt die 
jeweils von der anderen Vertragspartei ausgestellten Befähi¬ 
gungszeugnisse für die Schiffsbesatzung (einschließlich der 
Schiffsführer) sowie die Schiffsatteste an. 

(2) Für die Schiffahrt auf den anderen Binnenwasserstraßen, 
ausgenommen Rhein, Mosel und Seeschiffahrtsstraßen, werden 
die zuständigen Behörden gegen Vorlage der in dem Hoheitsge¬ 
biet der anderen Vertragspartei erworbenen Urkunden und 
Bescheinigungen, die sich auf das Schiff und seine Besatzung 
beziehen (z. B. Schiffsatteste und Befähigungszeugnisse), die in 
ihrem Hoheitsgebiet vorgeschriebenen Urkunden und Be%heini- 
gungen ausstellen. Voraussetzung dafür ist, daß die Urkunden 


CraTTfl 3 

1. Cy/tHa oöox ^loroBipHMX CTopiH Mortcyrb äAiiicHioBaTM nepe- 
aeseHH» nacaxcMpia I/mm BaKraMde mök nopraiuM pAHid Aoroeip- 
Hdl CTopoHM i nopraMH iHUJdi AO^'oeipHdi cropOHM, a TaKoxc y 
SBopOTHbOMy HanpflMKy (ABOCTopoHHC cnonyHeHHfi). 

2. CyAHa OAHkü AoroaipHdr cropoHM MorKyrb nepeeosHTM 
naca)KMpiB I/mm aaHrariä y ABOcropoHHbOMy cnonyHeHHi MbK 
nopraMM ceod AproeipHo« cropoHM i oahhm is HacrynHMx rxipTiB 
iHiiicf AoroeipHoi ctopohm: 

a) MOpcbKHM noproM - 

6) noproM, posraujoBaHMMÖesnocapeAHMHaujnnxyAOMopcb- 
Koro nopry - 

b) nOpTOM, HaSBBHMM KOMTieTeHTHMM opraHOM HB OCHOei npo- 
nosMA» SMiujaHOi KOMidi. 

3. CyAHonnasHi niAnpaeMCTBa oöox AoroaipHHx cropkr 
noBMHHi npMüMaTM ywacTb y /^ocTopoHHbomy cnonyweHHi ua 
napirreTHMX aacaABx i, no MOMomBocri, pianoMiptio Ha npornsi 
poKy. Posrxvtin nepeeeseHb BaHraxdB SAißCHneTfacn Ha ocHoei 
KinbKocTi BiABaHTaxceHoro aaHTaxcy y Tonnax. 

4. Ann ABOCTopoHHfaoro cnonyMeHHH noBMHHi öyrM ysroAxceHi 
BKOHOMiHHo BMnpaBAaHi (|>paxTOBi craaKH i noB’nsaHi 3 hmmm 
AOABTKOBi yMOBM. 

5. Koxchb is AProBipHHX cropiH Moxce, nicrm oöroBopeHHst y 
SMiuiaHiß KOMidi, y BMKmoHHux BMnaAKax a tbxhmhmx npHHMH aöo 
3 npuMMH öeaneKM cyAHonnaBCTBa ecraHOBnioBaTM MaiccM- 
MaribHy KinsKicTb npoxoAiB cyAen Mepea cboü boahI uihaxh b 
ABOCTOpOHHbOMy cnonyHeHHi. 

CiaTTfl 4 

1. CyAHa oAHid AoroaipHdi cropoHM Moxcyrb nepeeosHTM 
nacaxcMpiB tb/mm aaHTaxd nepea AdpxtaBHy repHropiio iHux>T cto¬ 
pohm no BHyrpiujHix boahmx uuwxax, uto ecraHOBneHi Aoroeip- 
HMMM cTOpoHaMM HB ocHOBi npono3M(|ii SMiujaHdt KOMidi (rpaH- 
3MTHe cnonyMeHHB). 

2. KojKHa AProBipHB cropoHa Moxre, nicnn oöroBopeHHn y 
SMiuiaHiä KOMicii, y BMKnioMHMx BMnaAKax 3 TexHiHHMx dpmmmh 
ÖeaneKM cyAHonnaecTBa BcraHoemoBaTM MaKCMMa/ibHy Kinb- 
KicTb npoxoAiB cyAeH nepes cedi boahI uuinxM y rpaHSHTHOMy 
cnonyHeHHi. 

CTaTTM 5 

CyAHa oöox AoroeipHMx cropiH Moxryrb nepeeosMTM nacaxtn- 
piB i/aöo BaHTaxd Mixr oahmm is nopriB iHUJdi AoroBipnoi cropoHM i 
noproM TpeTboi KpaiHM (cnonyHeHHn 3 TpeTiMM KpdHaMM) i b 
SB opoTHbOMy HanpBMi TinbKM Ha ocHOBi cneitianbHoro Aosaony 
BiAnoBlAanbHoro KOMnereHrHoro oprany. 

CraTTB 6 

nepeaeseHHn nacaxtMpiB i/aöo BaHraxdB Mixe nopraMM OAHid 
AoroBipHOi ctopohm (KaöorarK) peaepeyioTbCfl aa cyAHBMM Mid 
AoroBipHoi cropoHM. ^hmtkm BMMaraioTb cneMianbHoro Aosaony 
KOMnereHTHoro oprany hb nepeaeaeHHn. 

Crarrn 7 

1 . KoxTHa AoroBipna cropoHa hb cadiA AißbHMMi /(yHaio öyAB 
BMSHaBaTM BMASHi Ihujoio AOroaipHoto cropOHOio KaankpiKaMiMHi 
nocaiAHeHHfl cyAHoeoro eidnaxcy (aiuiioHaioHM cyAHOBOAüB), a 

TBKOXe CyAHOBi noCBiAHeHHM. 

2. /Vm cyAHonnaBcrsa Ha Ihuimx BHyrpiujHix boahmx uinnxax, sa 
BMHMTKOM PeßHy, Mosenfl i MopcbKMX cyAHonnasHMX uinnxiB, 
KOMnereHTHi opraHM OAHid AProBtpHdl cropoHM no npeA'nane- 
HMX BrtASHMX Ha A^xtaBHiA repMTopii inuio? ctopohm nocei- 
AHBHHflx Ta CBiAOMTBax, nid BiAHOcrrrbcn ao cyAHa ra Aoro 
BKinaxey (HanpMxnaA, cyAHOBi nocBjAHeHHn i KBankjxKaMiAHi 
CBiAOMTBa) öyA/Tb BMAaaaTM nepeAÖBHeHi hb ii TepMTOpii csi- 

AOMTBa i nocBiAHBHHn. flpM MbOMy caiAOMTBa i rKX»iAHeHHfl 
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und Bescheinigungen in dem Hoheitsgebiet einer Vertragspartei 
unter Bedingungen erteilt worden sind, die den im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei geltenden Vorschriften genügen. 

(3) Gefährliche Güter dürfen nur mit Schiffen befördert werden, 
die über die für die jeweilige WasserstraBe vorgeschriebenen 
Zulassungszeugnisse verfügen. 

Artikel 8 

Jede Vertragspartei wird Schiffe der arnleren Seite bei Inan¬ 
spruchnahme der ihnen nach den Artikeln 2 bis 6 gewährten 
Rechte ebenso behandeln wie Schiffe der eigenen Seite. 

Das gilt insbesondere: 

a) bei der Erhebung von Schiffahrts- und Hafenabgaben; 

b) bei der Benutzung öffentlicher Hafeneinrichtungen, Uegestel- 
len. Schleusen und ähnlicher Schiffahrtsanlagen; 

c) bei der Abfertigung durch die zuständigen Stellen; 

d) bei der Treibstoff- und Schmiermittelversorgung. 


Artikel 9 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffen der anderen Seite 
hinsichtlich der Zollbehandlung des an Bord mitgeführten Mund- 
und Schiffsvorrats die gleiche Behandlung wie Schiffen der eige¬ 
nen Seite. Entsprechendes gilt für die auf den Schiffen zum 
Verbrauch oder Gebrauch bestimmten Treib- und Schmierstoffe. 


Artikel 10 

(1) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten dürfen im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei unter Beachtung des 
dort geltenden Rechts und nach Genehmigung der zuständigen 
Behörde auf der Grundlage der Gegenseitigkeit Vertretungen 
oder Agenturen zur Betreuung von Schiffen und Besatzungen 
ihrer Seite errichten. 

(2) Die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten können zur För¬ 
derung der Wirtschaftlichkeit ihres Verkehrs miteinander Verein¬ 
barungen Ober die betriebltche, technische und kommerzielle 
Zusammenarbeit treffen. 


Artikel 11 

Jede Vertragspartei gewährt den Schiffahrtsuntemehmen der 
anderen Seite das Recht, ihre Einnahmen frei zu transferieren. 
Die Transferierung wird auf der Grundlage der amtlichen Wech¬ 
selkurse innerhalb der üblichen Frist vorgenommen. 


Artikel 12 

(1) Die Besatzungsmitglieder der Schiffe der beiden Seiten 
benötigen zum Grenzübertritt ein Reisedokument und eine Auf¬ 
enthaltsgenehmigung in der Form des Sichtvermerks (Visum). 

(2) Auf Personen- und Güterschiffen können zusantmen mit 
den Besatzungsmitgliedem auch deren Ehegatten und deren 
unverheiratete minderjährige Kinder ein- und ausreisen, wenn sie 
im Besitz eines der in Absatz 1 genannten Dokumente und eines 
Sichtvermerks sind. Kinder unter 16 Jahren können im Reisedo¬ 
kument eines ihrer Eltemteile eingetragen werden. 

(3) Auf der Donau benötigen die Besatzungsmitglieder der 
Schiffe der beiden Seiten für den Grenzübertritt und den Aufent¬ 
halt an Bord sowie im Hafertgelände der an der Donau gelegenen 
Häfen keinen Sichtvermerk, wenn sie Inhaber eines Donauschif¬ 
ferausweises oder Seemannspasses und in der Besatzungsliste 
eingetragen sind. Das gleiche gilt für die in den Donauschifferaus¬ 
weisen oder den Seemannspässen eingetragenen Familienange¬ 
hörigen der Besatzungsmitglieder. 


noBMHHi öyTM BivtaHi na Aep>KaBHiü TepMTopif oahIgI is AoroBip- 
HMX CTopiH Ha yMOBax, RKi BiAnoBiAaiOTb posnopnA’KSHHnM, u^o 
/liiOTb Ha TepMTopi liHuxii' AoroBipHOt cropoHH. 

3. HeöesneHHi BaHTaxd Moxryrb nepeBosHTMCb TinuKM na cyft- 
Hax, u)0 MaiOTb CBiAOL|TBa AOSBony, nepeAhaMeHi Ann siAnoBiA- 
HMx BOAHMX lunnxiB. 

CraTTfl 8 

Ko>KHa AoroBipHa CTopoHa HaABCTb cyAHan« muKif AoroBipHOl 
cTopoHM Taxe caMe BiAHouieHHn npH BHKopHcraHHi npaa, u(0 
HaAaiOTbcn im sriAHO 3 CTarmMH 2-6 Mid VroAM, nx i cyAHaM 
CBOei AOrOBipHOI CTOpOHM. 

L|e, soxpeMa, BiAHOCMTbcn a^^ 

a) cTnreHHfl HaBiraLtiüHMx ra noproBHX söopiB - 

6) BMxopHcraHHfl noproBMx cnopyA. Micqb nKopncü cronHXM, 
uinK>3iB ra Ihujmx cyAHonnaeHHx cnopyA aaranuHoro bmkopm- 
craHHfl - 

b) o4>opMneHHR AoxyMeHTiB xoMneieHTHMMM BiiaAaMM - 
r) aaöeaneseHHR nanMBOM ra MacranfeHMMM MarepianaMM. 

CraTTR 9 

KoxTHa AoroBipHa CTopona HaA^CTb cyAHaM iHUJdi AoroaipHOi 
CTopoHM Taxe xr BiAHOUieHnn, nx i cyAnaM cBOd AoroBipnoT 
CTOpOHM CTOCOBHO MMTHOrO 0(|X>pMneHHR npOAOBOnbHMX i CyA- 
HOBMX sanaciB, utp aHaxoARTbcn Ha öopry. AHanorisHa bIa- 
HoujeHHR flie i ctocobho npMSHaneHMX a^r BHxopMcraHHR mm 
cnoxcMBaHHR Ha cyAuax nariMBa ra MacTMnbHMX MaTepieuiie. 

CraTTR 10 

1. CyAHonnaBHi niAnpMCMCTBa oöox AoroBipHMX CTopiH 
MOJxyTb Ha ocHOBi BaacMHOcri na AöP’toB”'^’ TepMTOpff iHUJOf 
AoroBipHoI CTopoHM aacHOByBaTM npeAcraBHMiiTBa mm 
areHTCTBa AhR oöcnyroByeaHHR cyAOH i exinaxrie cboci cropoHM 
npM yMOBi AOTpMMaHHR AiioMoro raM aaxoHOAaBCTBa i 3 Aoaeony 
xoMnereHTHoro opraHy. 

2. CyAHonnaBHi niAnpMCMcra oöox AoroBipHMX cropiH Moxcyrb 
3 axnx)MaTM Mixr coöox) yroAM. 140 crocyioTbcn excnnyaraiiiMHoro, 
TexHiMHoro i xoMepuiüHoro cnpMRHHR niABHiABHHX) exoHOMiMHöi 
erbexTMBHOCTi ix nepeBeseHb. 


CraTTR 11 

KoÄHa AoroBipna CTopo«a HaAacTb cyAHOnnaBHMM niA- 
npMCMCTBaM iHUJoi AoroBipHOi ctopohm npaao BinbHO nepexaay- 
BaTM Tx npnöyrxM. nepexaa öyAe aAiik^eoeaTMCb Ha ochobI 001- 
AiüHoro xypcy oÖMiHy i b Mewax aBHMBMHMX repMiHlB. 

CraTTR 12 

1. HneHM exinaxöB cyABH oöox AoroBipHMX CTopiH noBMHHi 
MaTM npM nepeTMHi xopAony aaxopAOHHMÄ AO'^yMBHT. 

2. Ha BaHTajKHMx i nacaxcMpcbXMX cypHax paaoM 3 MnenaMM 
exinaxdB MOxryTb B'örwtOTM i BMix<A)xaTM ix APy5»<BHM ra ne 
nepeöyaaioMi b uinioöi nenoBHoniTHi aitm, nxmo bohm MaxrTb sraA* 
aHMM y nyHXTi 1 AOxyMenr i Biay. fliTM bIxom ao 16 poxiB MOJxyrb 
ÖyTM aaneceHi b aaxopAOHHMü Aoi<yMeHT oAHoro 3 öarbxiB. 

3. Ha AinRHxax flynax) oöox AoroBipnMX CTopin MnenM exinaxriB 
cyABH fl/ifi nepeTMHy xopAony i AnR nepeöyseiHHR na öopry, a 
Taxox« Ha TepMTopfi poaraujoBaHMX na flynai nopriB He noBMHHi 
MaTM Bi3M, RXUfO BOHM MaX>Tb nOCBiAMeHHR AyHaÜCbKOrO piMXO- 
BMxa MM nacnopT MopRxa i nxino bohm aaHeceHi ao cnMcxy 
MneHiB exinaxry. 
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(4) Sämtliche in den Absätzen 1 bis 3 aufgeführten Personen an 
Bord müssen in eine Besatzungsliste eingetragen sein. 

(5) Beide Vertragsparteien tauschen Muster der in den Absät¬ 
zen 1 und 3 bezeichneten Dokumente aus. 

(P) Günstigere Rechtsvorschriften über Einreise und Aufentttalt 
von Ausländem bleiben unberührt. 

Artikel 13 

(1) Oie Schiffe beider Seiten dürfen an folgenden Stellen bei 
Tag und Nacht stilliegen: 

a) im Lade- und Löschhafen; 

b) in Häfen an der Fahrtstrecke; 

c) an den durch die Verkehrsordnung zugelassenen Stellen auf 

der Fahrtstrecke. 

(2) Im Falle einer Havarie, eines Unfalls, einer schweren Krank¬ 
heit einer Person an Bord oder aus anderen Gründen, die die 
Weiterfahrt unmöglich machen, können die Schiffe an jeder geeig¬ 
neten Stelle stilliegen. In solchen Fällen hat der Schiffsführer oder 
eine von ihm bevollmächtigte Person umgehend die nächste 
Grenz-, Zoll- oder andere zuständige Behörde zu unterrichten. 

(3) Die zuständigen Behörden beider Vertragsparteien gewäh¬ 
ren bei Havarien oder Unfäilen der Schiffe oder der Besatzungs¬ 
mitglieder der Sdiiffe der jeweils anderen Seite die erforderliche 
Hilfe. Bei schweren Havarien oder Unfällen setzt die Vertragspar¬ 
tei, in deren Hoheitsgebiet sich der Vorfall ereignet hat, die andere 
Vertragspartei unverzüglich in Kenntnis und, falls eine Aufklärung 
der Umstände des Vorfalls erfolgt, unterrichtet sie diese über die 
Ergebnisse der Aufklärung. 

Artikel 14 

(1) Für die Erfüllung uttd die Überwachung der Anwendung 
dieses Abkommens wird ein Gemischter Ausschuß gebildet Dem 
Gemischten Ausschuß gehören je drei bevollmächtigte Vertreter 
jeder Vertragspartei an, die vom Bundesminister für Verkehr der 
Bundesrepublik Deutschland beziehungsweise vom Minister für 
Verkehr der Ukraine bestimmt werden. 

(2) Von seiten der Bundesrepublik Deutschland werden dem 
Gemischten Ausschuß ein Vertreter des Bundesministers für Ver¬ 
kehr als Delegationsleiter sowie je ein vom Bundesminister für 
Verkehr benannter Vertreter der Schiffahrtsuntemehmen und der 
verladenden Wirtschaft angehören. 

(3) Von seiten der Ukraine werden dem Gemischten Ausschuß 
ein Vertreter des Ministers für Verkehr als Delegationsleiter sowie 
je ein vom Minister für Verkehr benannter Vertreter der Schiff¬ 
fahrtsunternehmen und der verladerKlen Wirtschaft angehören. 

(4) Zur Prüfurrg einzelner Fragen kann jede Seite Sachverstän¬ 
dige hinzuziehen. 

(5) Der Gemischte Ausschuß erarbeHet und bestätigt auf seiner 
ersten Sitzung eine Geschäftsordnung für seine Tätigkeit. 

(6) Der Gemischte Ausschuß hat insbesorrdere die Aufgabe; 
a) den zuständigen Behörden Vorschläge zu machen für die 

- Festlegung der Binnenhäfen gemäß Artikel 3 Absatz 2 
Buchstabe c; 

- Festsetzung von Mindest-ZHöchstfrachtraten und der mit 
ihnen zusammenhängenden Nebenbedingungen gemäß 
Artikel 3 Absatz 4; 

- Festlegung der Transitwasserstraßen gemäß Artikel 4 
Absatz 1; 

- Zulassung von Schiffen aus Drittstaaten zum Wechselver¬ 
kehr; 

- Anpassung dieses Abkommens an den Entwicklungsstand 
der Binnenschiffahrt; 


4. Bei oeoöM, L 40 SHaxoAriTbcn Ha öopry cyAHa, nepenineHi a 
nyHKTax 1-3, noBMHHi ö/tm eneceHi ao cnMCKy nneHie eKina)Ky. 

5. AorOBipHi CTOPOHM OÖMiHIOIOTbCfl SpaSKaMM BKaaaHMX B 

nyHKTax 1 i 3 AOKyMenriB. 

6. Haäöinbui enpHnrnnai npaaoei posnopnAxreHHn npo b'Isa ra 
nepeöyaaHHfl iHoseMi^ia söepiraiOTb enny 

CraTTB 13 

1 . CyAHa oöox AoroBipHMX cropin woxcyrb syntwaTHcn fipp 

CTOBHKM B ÖyAb-nKMM HBC A^ÖH B TaKMX MiCAflX: 

a) B nopTax saBaTaxreHHü Ta BHBaHTaxreHHn - 

6) B nopTax, nxi snaxoAnTbCfl na uj/inxy npoxoAxteHHn - 

b) b AOSBoneHMx npaaMnaMH nnaaaHHn Micitnx na lunnxy npoxo- 
AXBHHB cyAHa. 

2. y BHnaAKy aBapfi, neiAacHoro BMnaAKy, TtOKKoi' XBopoöM 
oeoöM, BKa SHaxoAMTbCB Ha öopry cyAHa, mh a iHumx npMHMH, nxi 
nepeuj KOA>KaioTb noAanbUJOMy nnaBanHio, cyAHa MorKyrsay nnnn- 
THcn pnp CTOBHKH B öyAb-nKOMy nfmffßTHouy Mieui. B raKOMy 
paai KaniraH cyAHa hm ynoBHOBaKena hmm oeoöa noBMHHi 
HeraüHO incpopMyBaTM HaMönHx<Hi npMKopAOHHi.MHTHi hm inuii 
KOMneTeHTHi opraHM. 

3. KoMnereHTHi opraHM oöox AoroBipHMX cropiH HaAaioTb 
HeoöxiAHy AonoMory npM aoapinx hm HeufacHMx SMnaAKax a 
cyAHaMM HM HneHaMM exinaxry iHUJOiAoroBipHOi cropOHM. flpM 
TBxcKMx aBapiflx HM Heu^acHMX BMnaAxax AoroBipna cropoHa, 
Ha TepMTopir RKoi üe cranocb, HeraäHo nosiAOMntte inuiy 
AoroBipny cropony i, rmao npoaaAMTbcn poacniAyBaHHSi 
oöcraBMH BMnaAKy, iHcpopMye 1i npo peaynbTarM poaeniAy- 

BaHHR. 

CraTTR 14 

1 . fipp BMKOHaHHR i HarnnAV 3a aacTocyBaHHRM Miä' VroAM 
yTBopioeTfaCR SMiuiaHa KOMida. fip cxnaAy SMiuiaHof KOMidT 
öyAyTb bxoahtm no rpM ynoBHOsaxreHMx npeACraBHMKM bIa kwk- 
H04 AoroBipHöi cropoHM, nid npHaHanaioTbCfl KOMnereHTHMMM 
opraHBMM AoroBipHMx cropiH; (t)eAepanbHMM MiHierpoM rpanc- 
nopry cpeAepaTMBHdi PecnyöniKM HiMenHMHM ra MinicrepCTBOM 
TpaHcnopry yxpaiHM. 

2. 3 öoKy yxpalHM ao cxnaAy SMiuiaHdf KOMicii BBiüAyrb: 
npeAcraBHMK MiHicrepcTBa rpaHcnopry yxpaiHM (ronoBa Aone- 
raufi) Ta no OAHOMy npMaHaneHOMy MinierpoM ipaHcnopry 
yxpaiHM npeAcraBHMKy cyAHonnaBHMx KOMnaHiü i BanraxTOBiA- 
npasHMKiB. 

3. 3 öOKy cpeAepaTMBHO« PecnyöniKM HiMenHMHM ao CKnaAy 
3MiujaHOi KOMicfi BBiüAyrb; npeAcraBHMK cpeAepanbHoro mIhI- 
erpa TpaHcnopry (ronoaa Aoneraitii) ra no oAHOMy npMaHane- 
HOMy {peAepanbHMM MiHierpoM TpaHcnopry npeAcraBHMKy cyA- 
HonnaBHMx niAnpMCMCTB i BaHraxroBiAnpaBHMKiB. 

4. poarnRAy OKpeMMx nnraHb KoxtHa AorOBipHa cropoHa 
Moxre aanynaTM eKcnepriB. 

5. 3MiuiaHa komIcIr onpauioe i yxaanMTb rra csocMy nepuiOMy 
aaciAaHHi npaanna npoLtßpypp caoä AiriribHocri. 

6. 3aBAaHHnMM 3MiuiaHdi komIch e aoKpeMa: 

a) BHeceHHR nponoaMuiA KOMnereHTHMM opranaM ctocobho; 

- BM3HaHeHHR piHKOBMx rK)pTiB BiAnoBiAHO AO nyHKTy 2 ’b' 
crarri 3 - 

- BcraHOBneHHR MiniManbHMx ra MaKCMManbHMx (ppaxroBMx 
craBOK i noB’aaaHMX a hmmm aoa^tkobmx yMoa BiAnoeiAHO 
AO nyHKTy 4 crarri 3 - 

- BcraHOBneHHR ipaHaMTHMX boahmx lunaxia BiAnoaiAHO ao 
nyHKTy 1 crarri 4 - 

- AonycKy cyAOH rperix KpalH flo ynacri b AoocropoHHbOMy 
cnonyHeHHi - 

- npMBeAeHHR Mici yroAM y BiAnoBiAHiCTb a piBHeM posBMTKy 
cyAHonnaecTBa no BHyrpiujHix boahmx ujnaxax - 
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b) die Güter auf die Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten 
gemäß Artikel 3 Absatz 3 erforderlichenfalls aufzuteilen und 
die Ladungsaufteilung zu überwachen; 

c) Beratungen durchzuführen über Möglichkeiten der Festset¬ 
zung von Höchstzahlen im Wechseiverkehr gemäß Artikel 3 
Absatz 5 und kn Transitverkehr gemäß Artikel 4 Absatz 2; 

d) die Transporte der Schiffe beider Seiten statistisch zu erfas¬ 
sen. 

<7) Die auf der Gmndlage der Vorschläge nach Absatz 6 
Buchstabe a zu treffenden Vereinbarungen kommen durch über¬ 
einstimmende Erklärungen der Delegationsleiter im Gemischten 
Ausschuß zustande. Die Erklärungen der Delegationsleiter erfol¬ 
gen im Namen der zuständigen Behörden. Die Erklärungen sollen 
möglichst innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Unterbrei¬ 
tung des Vorschlags des Gemischten Ausschusses abgegeben 
werden. 

(8) Mindest-ZHöchstfrachtraten einschließlich der Nebenbedin¬ 
gungen, auf die der Gemischte Ausschuß sich geeinigt hat, sind 
erforderlichenfalls den zuständigen Behörden zur Genehmigung 
vorzulegen; das Inkraftsetzen wird zwischen den beiden Vertrags¬ 
parteien vereinbart. Das Inkraftsetzen gemäß innerstaatlichem 
Recht ist der anderen Vertragspartei unverzüglich mitzuteilen. 

(9) Kann eine Einigung im Gemischten Ausschuß nicht erzielt 
werden, treten auf Antrag einer Vertragspartei die Vertreter der 
zuständigen Behörden beider Vertragsparteien innerhalb von vier 
Wochen zu Kor^ltationen zusammen. 

(10) Die zuständigen Behörden werden dem Gemischten Aus¬ 
schuß auf Ersuchen diejenigen Unterlagen übermitteln, deren er 
zur Erfüllung seiner Aufgaben bedarf. 

Artikel 15 

Die Sportfahrzeuge beider Seiten können die Binnenwasser¬ 
straßen beider Vertragsparteien unter Beachtung des jeweiligen 
dort geltenden Rechts benutzen. 


Artikel 16 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats 
nach dem Tag in Kraft, an dam die Vertragsparteien einander 
notifiziert haben, daß die erforderlichen innerstaatlichen Voraus¬ 
setzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind. 

(3) Dieses Abkommen kann von jeder Vertragspartei mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs durch 
Notifikation gekündigt werden. In diesem Fall tritt das Abkommen 
mit Ablauf dieses Kalenderjahres außer Kraft. 


Geschehen zu Bonn, am 14. Juli 1992 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


6 ) posnoAin, a pasi HeoöxiAHOcri, aaHrauKiB Mix cyAHonnaa- 
HMMH niAnpHCMcraaMM AoroaipHMX croplH aiAnoaiAHO 3 nyHK- 
TOM 3 craTTi 3 i HarnaA sa postxvMooM aaHTaxda - 

a) oöroBopeHHn MOKnMaocreä acraHoaneHHn MaKCHMa/ibHOi 
KinbKOCTi peäcia y AeocropoHHbOMy cnony^eHHi a^ioaiAHO 
ffp nyHicry 5 cratri 3 ra TpaHSMTHOMy cnonyneHHi aVtnoaiAHO 
Ao nyHtciy 2 craTri 4 - 

r) npoaeAeHHfl craTMCTMKM nepeaeseHb Ha cyAHax oöox Aoro- 

aipHHX CTOplH. 

7. /(oMoaneHocTi Ha ocHoai nponosMitiM sriAHO nyHicry 6 ’a’ 
o<tx>pMnioiOTbCfi uj/inxoM söixwMx 32mB ronia Aeneraitiä KOMic«. 
3 mbm ronia Aeneraitiü BHOcriTbcn aiA iMeni KOMneTeHTHHX opra- 
Hia AoroaipHMX cropin. 3a»BH noBMHHi öyrM aneceHi no moxoihb- 
OCTi npoTflroM abox TioKHia nicnn BHecennn nponosMitii SiuiujaHOi' 
KOMiCil. 


8. MiHiManbHi Ta MaxcMManbHi 4)paxTOBi craaKM i noa'nsani 3 
KMMM AOASTKoai yMOBM, noroAxceni SulujaHoio KOMideio, niAnn- 
raioTb B pa3i noASHHio na aaTaepAxteHHsi KOMnereHTHMM opra- 
HaM; npo acTyn Tx a CHny aiAnoaiAHO ao BHyrpiuiHbOAepxraaHoro 
aaKOHOAaacTaa nanexoiTb neraHHO noaiAOMMTH inuiy AoroBipny 
CTOpOHy. 

9. RKUfO B SMiuianiß komicü aroAa ne AocnrHyra, sa npono3M- 
ifieio OAHiä' i3 AoroaipHMx cropiH npeAcraaHMKM KOMneTeHTHHx 
oprania oöox AoroaipHMX cropin npornroM HOTMpbox thmthIb 
sycrpinaiOTfacfi Ann KOHcynbraifiM. 

10. Ha npoxaHHB SMiuranot komIcü KOMneTenTHi opraHM HSAa- 
AyTb Tm MarepianH, neoöxiAHi ftn» BHKOHaHHfl Ti aaaAaHb. 


CraTTB 15 

CnopTHBHi cyAHa oöox cropin Moxryrb KopHCTyaarHcn anyrpi- 
HuiiMH BOAHHMH uinnxaMH koxchoT i3 AoroaipHHx cropin sa yMoan 
AorpHMaHH» npaaoBHx HopM, a<iosmx na repHTopii aiAnoaiAHOi 

CTOpOHM. 

Crarrn 16 

1. U« yroAa yKnaAacTbcn na neoöMexreHviM crpoK. 

2. VroAa acrynae a cnny a nepuinß aohb rpierboro MicnL(n 
nicnn A*^a oöMiny Mix« AoroaipHMMn cToponaMn noBiAOM/iennnMn 
npo re, u^o HeoöxiAHi Arm Aboro anyrpiiiJHbOAepxcaBHi npOL|e- 
Aypn BHKOHaHi. 

3. IJn VroAa Mox«e öyrn AOHOHCOBana OAHieio i3 AoroaipHMX 
cropiH 3a uiicrb Micnitia ao aaKiHneHHa KaneHAapnoro poxy nncb- 
mobhm noaiAOMneHHnM. B AbOMy annaAKy VroAa arparMTb cnny 
nicnn aaKiHHennn A>>oro KaneHAapnoro poxy. 


SAiiücHeno a m. Eohh, 14 nnnnn 1992 poxy a abox npHMipna- 
xax, xox«hmh HiMeAbKOK> ra yxpäiHCbKOK} MoaaMM, npHHOMy 
oöMABa rexcTM MaK>Tb OAnaxoay cnny. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschlarxf 
3a VpriA (jWABPaTMBHO PecnyöniXH HiMeMAHna 
Günther Krause 
Heinrich-D. Dieckmann 

Für die Regierung der Ukraine 
3a VpnA VKpäiHH 
O. Klimpusch 
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Protokoll 

ripOTOKO/l 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland und die Regie¬ 
rung der Ukraine haben anlSBHch der Unterzeichnung des Ab- 
kominens über die Binnenschiffahrt, das zum Ziel hat, die beider¬ 
seitigen Binnenschiffahrtsbeziehungen weiter zu entwickeln und 
zu verbessern, folgende Vereinbarungen getroffen, die als Be¬ 
standteile des Abkommens gelten: 

1. Verkehrsrechte 

Um eine einheitliche Anwendung des Abkommens zu gewähr¬ 
leisten, haben sich die Vertragsparteien geeinigt, von folgen¬ 
dem inhaltlichen Verständnis der Verkehrsrechte auszuge¬ 
hen: 

(1) Wechselverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
einer der Seiten von dem Hoheitsgebiet der einen Vertrags¬ 
partei in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei nach 
oder von einem Binnenhafen, der im Hoheitsgebiet einer der 
Vertragsparteien liegt. 

(2) Transitverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite auf BirmenwasserstraBen durch das Hoheits¬ 
gebiet der anderen Vertragspartei, ohne daB dabei auf der 
Durchfahrt Personen zu- oder aussteigen, beziehungsweise 
ohne dabei Güter zu laden oder zu löschen. 

(3) Drittlandverkehr: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite von einem dritten Land in das Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei oder umgekehrt. 

(4) Kabotage: 

Beförderung von Personen und/oder Gütern mit einem Schiff 
der einen Seite zwischen Lade- und Löschplätzen an Binnen¬ 
wasserstraßen im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei. 

Für die Beurteilung, welches Verkehrsrecht in Anspruch 
genommen wird, ist die Beförderungsleistung des jeweiligen 
Schiffes maßgebendes Kriterium und nicht die Herkunft und 
der Zielort des Beförderungsguts. 

2. Für solche Transitverkehre, die auf den Hoheitsgebieten bei¬ 
der Vertragsparteien weder beginnen noch enden, wird auf 
Ersuchen einer Vertragspartei und auf der Grundlage eines 
Vorschlags des Gemischten Ausschusses eine quotenmäBige 
Beteiligung der Schiffahrtsuntemehmen beider Seiten verein¬ 
bart. 

3. Rechte und Rlichten aus früher geschlossenen multilateralen 
völkerrechtlichen Übereinkünften, denen beide Vertragspar¬ 
teien oder eine der Vertragsparteien angehören, werden 
durch dieses Abkommen nicht berührt. 


Geschehen zu Bonn, am 14. Juli 1992 in zwei Urschriften, jede 
in deutscher und ukrainischer Sprache, wobei jeder Wortout 
gleichermaßen verbirtdiich ist. 


ypn/t (beAepaTMBHOi PecnyöniKM HiMeHHMHa ra VpriA VKpai'HH 
B SB’nsKy 3 niAmncaHNSM VroAM npo cyAHonnaBCTBO no BHyriui- 
Hix BOAHMX ujnnxax 3 Meroio posBMTKy ra noKpau^eHHR eaacMHMx 
3B’R3KiB B ranysi piHKoeoro cyAHonnaBCTBa npHüujnM pp ppuoB- 
neHHOcrefi, axi e HeeiA’eMHoio nacTKOio VroAM. 

1. TpaHcnopTHi npaea. 

3 Meroio saöesneneHHR oAHOcraAHoro aacrocyBaHHfl VroAR 
oöMABi AoroBipHi CTopoHM noroAMnMCb bmxoamtm is Hacryn- 
Horo posyMiHHR sMicry rpaHCnopTHMX npaa: 

(1) AßocTopoHHc cnonyseHHA: 

nepeBBSBHHft nacax<MpiB ra/wM BaHT2UKiB cypHou OAHicäf is 
AoroBipHMx CTopiH 3 Asp)KaBHöi repHTopii OAHieä AoroBlPHöi 
CTOpOHM Ha Acp>KaBHy repMTopiio APyroT AoroBipHOi cropoHH 
bIa hh ao piMKOBoro nopry, poarauioBaHoro Ha AepxraBHivi 
TepHTopii OAHici ja AoroBipHMX cropiH. 

(2) TpaH3MTHe cnonyMeHH«: 

nepeBeseHHR nacaxuipiB ra/MM eanraxciB cyAHOM oAHidf is 
AoroBipHMX CTopiH no BHyrpiuiHix boahmx uinnxax nepea 
repuTopiio APVOi AoroBipHOl cropoHM öes rKwaAKM hm 
BMcaAKM nacaxcMpiB i öes saBaHTaxceHHR hm BMBaHraxreHHn 
Ha TepMTopn qici APyroi AocoBipHoi cropoHM. 

(3) CnonyHBHHn 3 rperiMM KpäfnaMM: 

nepeBe3eHHR nacaxMplB ra/HM BanraxaB cyAHOM oAHiä’ is 
AoroBipHMx CToplH 3 TpeTboI KpalHM Ha Aep)KaBHy reperopiio 
APyroT AoroBipHöi CTopoHM hm b SBopoTHbOMy nanpnMi. 

(4) Kaöoraxc 

nepeBeseHHR nacaxMplB ra/HM BaHraxuB cyAHOM oAHiti' 
AoroBipHoT cropoHM mI>k nyHKraMM 3aBaHrax<eHHR i bmbbh- 
raxteHHR Ha BHyrpiiuHlx boahmx ujnnxax apVoT AoroBipnoi 
cropoHM. 

ripM BMSHaHeHHi Toro, RKe 3 rpancnoprHMX npaB BMKopMcro- 
ByerbCR, BMpiujanbHMM KpMrepicM e SAiiteHeHHR nepeBesenb 
BM3HaHeHMM CyAHOM, a He noxoA>KeHHfl i nyHKr npHSHaneHnn 
BaHrax<y, rkmm nepeBOSMrbCR. 

2. CrocOBHO rpansMrHMx nepeeesenb, rki hs noHMnaiorfaCR i He 
saxiHHyiorbCR na repMropiRX oöox AoroBipHMX cropiH, na 
npoxaHHR OAHiä AoroeipHoi' cropoHM i na ocHOBi nponoaMqü 
sMiuiaHoi KOMicü 6ypB noroAMcyBarMCb nacTKOBa ynacrb cyA- 
HonnaBHMx niAnpncMcrB otox cropiH. 

3. npaea i o6ob’r3km AoroeipHMX cropiH, rkI BMxoAsrb 3 
saicnioHeHHx paniuje öararocropoHHix AOMOBneHocreü, ynac- 
HMKaMM RKMX c oöMABi AoroBipHi cropoHM HM OAHa is AoroBip- 
HMX cropiH, qieio VroAOio ne nopyujyiorbCR. 


SAiMCHeHO B M. Bohh, 14 /iMnHR 1992 poxy b abox npMMipHM- 
xax xoxTHMM HiMeqbKOK} ra yxpafHCbxoK} MoeaMM, npMHOMy 
oÖMABa rexcrM MaK>rb OAHaxoey CMny. 


Für die Regierung der Burxiesrepublik Deutschland 
3a VpnA cbeAsparMBHOi PecnyönixM HlMennMna 
Günther Krause 
Heinrich-D. Dieckmann 

Für die Regierung der Ukraine 
3a ypRA yxpalHM 
O. Klimpusch 
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Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung 


Vom 3. Februar 1994 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 29. Juli 1992 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über Erleichtemngen der 
Grenzabfertigung wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffent¬ 
licht. 


Artikel 2 

Die Bundesministerien des Innern und der Finanzen werden jeweils für ihren 
Geschäftsbereich ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates die Rechtsver¬ 
ordnungen zu erlassen, die zur Durchführung der Vereinbarungen nach Artikel 2 
Abs. 3 des Abkommens über 

a) die Errichtung zusammenliegender und vorgeschobener Grenzdienststellen 
einschließlich ihres Amtsbereichs, 

b) die Strecken, auf denen die Bediensteten beider Vertragsparteien in den 
Verkehrsmitteln während der Fahrt die Grenzabfertigung vornehmen, 

erforderlich sind. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 26 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬ 
blatt verkündet. 


Berlin, den 3. Februar 1994 

Der Bundespräsident 
Weizsäcker 

Der Bundeskanzler 
Dr. Helmut Kohl 

Der Bundesminister der Finanzen 
Theo Waigel 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Kinkel 

Der Bundesminister des Innern 
Manfred Kanther 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über Erleichterungen der Grenzabfertigung 

Umowa 

migdzy Republiks^ Federaln^ Niemiec 
a Rzeczeyx}spolit£t Polsk^ 
o ulatwieniach w odprawie granicznej 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

geleitet von dem Wunsch, die nachbarlichen Beziehungen wei¬ 
ter zu verstärken, 

in dem Bestreben, die Zusammeiurbeit bei der Grenzabferti¬ 
gung im Eisenbahrv-, Straßen- und Schiffsverkehr zwischen den 
beiden Staaten zu verbessern, 

in Anbetracht des Vertrags vom 14. November 1990 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über cHe 
Bestätigung der zwischen ihnen bestehenden Grenze und des 
Vertrags vom 17. Juni 1991 zwischen der BundesrepubUk 
DeutschlarKf urnf der Republik Polen über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bezeichrren die nachstehen¬ 
den Begriffe 

a) „Grenzabfertigung* die Durchführung aller Vorschriften der 
Vertragsparteien, die aus Anlaß des Grenzübertritts von Per¬ 
sorten und der Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren, ein¬ 
schließlich der Transportmittel, oder von Werten, die den 
Devisenbestimmungen unterliegen, anzuwenden sind; 

b) .Gebietsstaat“ den Staat, auf dessen Hoheitsgebiet die andere 
Vertragspartei vorgeschobene Grerudienststellen errichtet 
oder sonst die Grenzabfertigung von ihren Bediensteten vor¬ 
nehmen läßt; 

c) .Nachbarstaaf die andere Vertragspartei; 

d) .Bedienstete* die Personen, die zu den für die Grenzabferti- 
gurtg zuständigen Behörden gehören und ihren Dienst bei den 
vorgeschobenen Grenzdienststellen oder in Verkehrsmittein 
während der Fahrt ausüben, sowie die mit der Dienstaufsicht 
beauftragten Personen. 

e) Bone* den Bereich des Gebietsstaats, in dem die Bedienste¬ 
ten des Nachbarstaats berechtigt sind, die Grenzabfertigung 
vorzunehmen. 

(2) Die Zonen, in denen die Bediensteten des Nachbarstaats 
ihre Tätigkeit im Gebietsstaat ausüben dürfen, werden durch 
entsprechende Vereinbarungen der beiderseits zuständigen Be¬ 
hörden festgelegt.’ 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Rzeczpospolita Polska 

- kierujf^c siq pragnieniem dalszego umacniania s^edzkich 
stosunköw, 

- d%z^ do usprawienia wspölpracy w dziedzinie ulatwiania 
odprawy granicznei w ruchu kolejowym, drogowym i zegludze 
migdzy obydwoma Pailstwami, 

- uwzglgdniaj^c postanowienia Traktatu z dnia 14 listopada 
1990 roku mi^zy RepublHu^ Faderaln^ Niemiec a Rzecz^spoli- 

Pdskq o potwierdzeniu istniej^cej migdzy nimi granicy i Trak¬ 
tatu z dnia 17 czerwca 1991 roku miqd^ Republik^ Federaln^ 
Niemiec a Rzeczqpospolit^ Polsk^ o dobrym s^iedztwie i przy- 
jaznej wspölpracy, 

uzgodnüy, co nast^puje: 

Artykut 1 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy nastgpuj^ okreälenia 
oznaczajf): 

a/ “Odprawa graniczna” - wykonywanie wszystkich przepisöw 
Umawiaj^ch si^ Stron, ktöre rnajti zastosowanie przy prze- 
kraczaniu granicy przez osoby oraz w przywozie, wywozie i 
przewozie towaröw t^nie ze ärodkami transportu kib war- 
toäci podlegaj^cych przepisom dewizowym, 

b/ “Paöstwo zwierzchnie" - pailstwo, na ktörego terytorium 
druga Umwiaj^ sig Strona tworzy wysuniQte sluzbowe pla- 
cöwki graniczne lub poleca swoim funkcjonariuszom dokony- 
wanie odprawy granicznej, 

cJ ‘Pailstwo s^siednie” - druga Umavnaj^ca si^ Strona, 

d/ “Funk^onariusze* - osoby, ktöre nalezq do wlaäciwych dia 
dokonywania odpraw granicznych urz^döw i wykonuj^ czyn- 
noöd sluzbowe w wysunigtych sluzbowych placöwkach gra¬ 
nicznych lub ärodkach komunikacji podczas jazdy, a takie te 
osoby, ktöre s^ upowaznione do wykonywania nadzoru sluz- 
bow^, 

e/ “Strefa” obszar Pahstwa zwierzchniego, w ktörym funkcjonar- 
iusze Pahstwa s^iedniego s^ uprawnieni do dokonywania 
odprawy granicznej. 

2. Strefy, w ktörych funkr^ariusze Pahstwa s^iedniego mog^ 
wykonywaö swoje czynnr^ na terytoriunri Pahstwa zwierzch¬ 
niego ustala siQ w drodze odpowiednich porozumieh mi^zy 
wlaöciwymi organami obydwu Stron. 
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Artikel 2 

(1) Die Vertragsparteien treffen alle erforderlichen Maßnahmen, 
um die Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen- und Schiffsver¬ 
kehr zwischen den beiden Staaten sowie im Durchgangsverkehr 
zu erleichtem und zu beschleunigen. 

(2) Die Vertragsparteien gestatten, daß Grenzdienststellen der 
einen Vertragspartei oder Bedienstete dieser Stellen nach Maß¬ 
gabe des Absatzes 3 die Grenzabfertigung auf dem Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei vornehmen. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien bestimmen 
durch entsprechende Vereinbarungen, in welchen Fällen und in 
welchem Umfang die Grenzabfertigung der einen Vertragspartei 
auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vorgenommen 
wird. Sie können die Grenzabfertigung während der Fahrt im Zug 
und auf Schiffen auf bestimmten Strecken sowie die Errichtung 
vorgeschobener Grenzdienststellen der einen Vertragspartei auf 
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vereinbaren. 

(4) Die Vertragsparteien behalten sich vor, bei besonderen 
Lagen kurzfristig und vorübergehend die Kontrolle vom Gebiets¬ 
staat auf das eigene Hoheitsgebiet zurückzuverfagem. Der Ge¬ 
bietsstaat sollte über eine solche Verlagerung vorher benachrich¬ 
tigt werden. 

Artikel 3 

(1) Auf die Grenzabfertigung durch Bedienstete des Nachbar¬ 
staats im Gebietsstaat finden die Vorschriften des Nachbarstaats 
nach Maßgabe dieses Abkommens Anwendung. Im übrigen gilt 
das Recht des Gebietsstaats. 

(2) Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen, soweit dieses 
Abkommen nicht etwas anderes bestimmt, alle Vorschriften ihres 
Staates über die Grenzabfertigung, einschließlich der Regelungen 
über entsprechende Befugnisse, im Gebietsstaat in gleicher Wei¬ 
se, in gleichem Umfang und mit gleichen Folgen wie im eigenen 
Staat anwenden. 

(3) Die innerhalb der gemäß Artikel 1 Absatz 2 bestimmten 
Zone von den Bediensteten des Nachbarstaats durchgeführten 
AmtsharKflungen gelten als in der Gemeinde des Nachbarstaats 
durchgeführt, in deren Hoheitsgebiet sich der Grenzübergang 
befindet. 

(4) Wird in der Zone gegen die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Vorschriften des Nachbarstaats verstoßen, so gelten 
diese Zuwiderhandlungen als in der im Absatz 3 genannten Ge¬ 
meinde begangen. 


Artikel 4 

(1) Die Grenzabfertigung des Ausgangsstaats ist vor der Grenz¬ 
abfertigung des Eingangsstaats durchzuführen, sofern nicht Ab¬ 
satz 4 Anwendung findet. 

(2) Nach Beginn der Grenzabfertigung des Ausgangsstaats 
dürfen die Bediensteten des Eingangsstaats mit der Grenzabferti¬ 
gung der von den Bediensteten des Ausgangsstaats bereits abge¬ 
fertigten Personen und Waren, einschließlich der Transportmittel, 
und der Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, be- 
girinen; dies gilt auch, wenn der Ausgangsstaat auf die Grenzah- 
fertigung verzichtet hat. Der Ausgangsstaat kann in Ausnahmefäl¬ 
len seine Zustimmung zum Beginn der Grenzabfertigung durch 
die Bediensteten des Eingangsstaats verweigern, bis die Aus¬ 
gangsabfertigung beendet ist. 

(3) Nach Beginn der Grenzabfertigung des Eingangsstaats 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 dürfen die Bedienste¬ 
ten des Ausgangsstaats die Grenzabfertigungshandlungen nicht 
mehr nachholen oder wiederaufnehmen, es sei denn, daß die 
beteiligte Person es verlangt und die Bediensteten des Eingangs¬ 
staats damit einverstanden sind. 

(4) Die Bediensteten der Vertragsparteien dürfen im gegenseiti¬ 
gen Einvernehmen von der in Absatz 1 vorgesehenen Reihenfol¬ 
ge abweichen, wenn es im Interesse einer Beschleunigung der 


Artykul 2 

1. Umwiai^ce sig Strony podeirmiig wszelkie niezbgdne ärodki 
w celu ulatwienia i przyspieszenia odprawy granicznej w ruchu 
kolejowym, drogowym i zegludze migdzy obydwoma Pailstwami, 
jak röwniez w tranzycie. 

2. Umawiajgce sig Strony zezwalajg, aby sluzbowe placöwki 
graniczne jednej Umawiajgcej sig Strony lub funkcjonariusze tych 
placöwek zgodnie z ustgpem 3 dokonywali odprawy granicznej na 
terytorium drugiej Umawiajgcej sig Strony. 

3. Wlaäciwe organy Umawiajgcych sig Stron okreälg w drodze 
odpowiednich porozumieti, w jakich przypadkach i w jakim zakre- 
sie bgdzie dokonywana odprawa graniczna jednej Umawiajgcej 
sig Strony na terytorium drugiej Umawiajgcej sig Strony. Mogg 
uzgodniö dokonywanie odpraw granicznych podczas ruchu pocig- 
göw na okreälonych odcinkach, jak röwniez utworzenie wysunig- 
tych sfuzbowych placöwek granicznych jednej Umawiajgcej sig 
ärony na ter^orium drugiej Umawiajgcej sig Strony. 

4. Umawiajgce sig Strony zastrzegajg sobie w szczegölnych 
okolicznoäciach, na krötki okres i przejäciowo przesunigcie kon- 
troli z powrotem z Pailstwa zwierzchniego na wlasne terytorium. 
Pailstwo zwierzchnie powinno byö wczeäniej powiadomione o 
takim przesunigciu. 

Artykul 3 

1. Do odprawy granicznej dokonywanej przez funkcjonariuszy 
Paöstwa sgsiedniego w Patlstwie zwierzchnim stosuje sig prze- 
pisy Paöstwa sgsiedniego, zgodnie z postanowieniami niniejszej 
Umowy. Poza t^ obowie^uje prawo Partstwa zwierzchniego. 

2. Funkcjonariuszom Pahstwa sgsiedniego woino, o ile 
niniejsza Umowa nie stanowi inaczej, stosowaö w Pahstwie 
zwierzchnim wszystkie przepisy swojego Pahstwa dotyczgce 
odprawy granicznej tgcznie z uregulowaniem odpowiednich 
uprawnieö w taki sam sposöb oraz w takim samym zakresie i z 
takimi samymi skutkami jak we wtasnym Pahstwie. 

3. Dokonane przez funkcjonariuszy Pahsiwa sgsiedniego czyn- 
noäci urzgdowe w obrgbie strefy, okreälonej w ar^ule 1 ustgp 2, 
uwaia sig za dokonane w gminie Paöstwa sgsiedniego, na teryto¬ 
rium ktörego znajduje sig przejäcie graniczne. 

4. W przypadku naruszenia w obrgbie strefy przepisöw 
Partstwa sgsiedniego okreälonych w artykule 1 ustgp 1 litera “a", 
uwaza sig to naruszenie za dokonane w gminie okreölonej w 
ustepie 3. 


Artykul 4 

1. Odprawg graniczng Partstwa wyjazdu przeprowadza sig 
przed odprawg graniczng Partstwa przyjazdu, z zastrzezeniem 
ustgpu 4. 

2. Po rozpoczgciu odprawy granicznej Partstwa wyjeizdu, woino 
ftjnkcjonariuszom Partstwa przyjazdu zaczgö odprawg graniczng 
osöb, towaröw tgcznie ze ärodkami transpo^ oraz wartoäci pod- 
legajgcych przepisom dewizowym, odprawionych juz przez funk¬ 
cjonariuszy Partstwa wyjazdu; obowigzuje to römiez, gdy 
Partstwo wyjazdu zrezygnowalo z odprawy granicznej. Partstwo 
wyjazdu moze w wyjgtkowych przypadkach odmöwiö wydania 
zgody na rozpoczgcie odprawy granicznej przez funkcjonariuszy 
Partstwa przyjazdu, dopöki odprawa graniczna Partstwa wyjazdu 
nie zostata zakortczona. 

3. Po rozpoczgciu odprawy granicznej Partstwa przyjazdu, przy 
zachowaniu warunköw ustgpu 2, funkcjonariuszom Partstwa 
wyjazdu nie woino powracaö do dokonanych czynnoäci odprawy 
granicznej ani podejmowaö ich na nowo, chyba ze zaintereso- 
wana osoba domaga sig tego a funkcjonariusze Partstwa przy¬ 
jazdu zgodzg sig na to. 

4. Funkcjonariuszom Umawiajgcych sig Stron woino odstgpiö 
za obopölng zgodg od kolejnoäci przewidzianej w ustgpie 1, jezeli 
stuzy to przyäpieszeniu odprawy granicznej. W tych wyjgtkowych 
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Grenzabfertigung geboten ist. In diesen Ausnahmefällen dürfen 
die Bediensteten des Eingarrgsstaats Festnahmen oder Beschlag¬ 
nahmen von Waren erst nach Beendigung der Grenzabfertigung 
durch die Bediensteten des Ausgangsstaats vornehmen. Sie füh¬ 
ren, wenn sie eine solche MaBnahme treffen wollen, diese Perso¬ 
nen und Waren, einschüeSlich der Transportmittel, und die Werte, 
die den Devisenbestirnmungen unterliegen, den Bediensteten des 
Ausgangsstaats zu, wenn die Grenzabfertigung des Ausgangs¬ 
staats hinsichtlich dieser Personen und Waren rKxh nk^t beendet 
ist. Wollen die Bediensteten des Ausgangsstaats ihrerseits Fest¬ 
nahmen oder Beschlagnahmen vornehmen, so gebührt ihrten 
unbeschadet des Artikels 5 der Vorrang. 

(5) Die von den Bediensteten des Nachbarstaats im Gebiets¬ 
staat bei der Grenzabfertigung eingenommenen oder dorthin amt¬ 
lich mitgeführten Geldbeträge und die von ihnen beschlagnahm¬ 
ten oder eingezogenen Waren, einschließlich der Transportmittel, 
und die Werte, die den Devisenbestimmungen unterliegen, dürfen 
in den Nachbarstaat verbracht werden. 

Artikel 5 

(1) Zu den in Artikel 3 Absatz 2 erwähnten Befugnissen gehört 
auch das Recht der Festnahme, Ingewahrsamnahme urxt Zu¬ 
rückweisung. Die Bedierrsteten des Nachbarstaats sind jedoch 
nicht befugt, Angehörige des Gebietsstaats auf dessen Hoheits¬ 
gebiet festzunehmen, in Gewahrsam zu nehmen, in Haft zu halten 
oder in den Nachbarstaat zu verbringen. Sie dürfen aber diese 
Personen der eigenen vorgeschobenen Grenzdienststelle oder, 
wenn eine solche nicht besteht, der Grenzdienststelle des Ge¬ 
bietsstaats zur schriftlichen Aufnahme des Sachverhalts zwangs¬ 
weise vorführen. 

(2) Bei Maßnahmen nach Absatz 1 ist unverzüglich ein Bedien¬ 
steter des Gebietsstaats hinzuzuziehen. 

(3) Das Asylrecht des Gebietsstaats bleibt unberührt. 

Artikel 6 

<1) Auf den für den Personen- und Warenverkehr bestimmten 
Wegen, die von der Grenze zu den in den Gebietsstaat vorge¬ 
schobenen Grenzdienststellen des Nachbarstaats führen, gelten 
die Vorschriften über die Grenzabfertigung beider Staaten mit der 
Maßgabe, daß die Bestimmungen des Ausgangsstaats vor denen 
des Eingangsstaats anzuwenden sind. 

(2) Die Einhaltung der Vorschriften beider Staaten ist durch die 
zuständigen Grenzdienststellen des Gebietsstaats zu überwa¬ 
chen. Im Falle einer Verletzung dieser Vorschriften sind, unbe¬ 
schadet der Bestimmungen des Artikels 5, festgenommene Per¬ 
sonen und sichergestellte Waren, einschließlich der Transport¬ 
mittel, und sonstige Werte, die den Devisenbestimmungen unter¬ 
liegen, zunächst den Grenzdienststellen des Ausgangsstaats zur 
Durchführung der Grenzabfertigung zu übergeben. 

Artikel 7 

(1) Personen, denen der Grenzübertritt von den Bediensteten 
des Eingangsstaats nicht gestattet wird, darf die Rückkehr in den 
Ausgangsstaat nicht verwehrt werden; erfordertichenfalls sind sie 
von den Bediensteten des Ausgangsstaats zwangsweise zurück- 
zubefördem. 

(2) Die Regelung in Absatz 1 gilt entsprechend für Waren, 
einschließlich der Transportmittel, urKl Werte, die den Devisenbe¬ 
stimmungen unterliegen. 

Artikel 8 

(1) Die zuständigen Grenzdienststellen der Vertragsparteien 
arbeiten bei der Grenzabfertigung gemäß den Bestimmungen 
dieses Abkommens zusammen und unterstützen sich gegensei¬ 
tig. Sie übennitteln einander auch personenbezogene Daten, die 
für die Durchführung der Grenzabfertigung erforderlich sind. 


przypadkach funkr^ariuszom Pailstwa przyjazdu woino doko- 
naö zatrzymania lub zaj^a towaröw dopiero po zakorlczeniu 
odprawy granicznej przez funkcjonariuszy Paitstwa wyjazdu. Jeäli 
ch(^ oni zastosowaö taki ärodek, doprowadzaje( osoby i dostar- 
czaj% towary la(cznie ze ärodkami transportu oraz wartr^ podle- 
gaj^ przepisom dewizowym funkcjonariuszom Parlstwa 
wyjazdu w przypadku, gdy odprawa graniczna Partstwa wyjazdu 
takich osöb i towaröw nie jest jeszcze zakortczona W razie gdy 
funkcjonariusze Partstwa wyjazdu chc^ ze swej strony dokon^lö 
zatrzymania lub zajgcia przyshjguje im pierwszerlstwo bez 
uszczerbku dia artykulu 5. 

5. Kwoty pieni^zne pobrane przy odprawie granicznej przez 
funkcjonariuszy Parlstwa s^edniego w Parlstwie zwierzt^nim 
lub urzQdowo tarn przez nich wwiezione oraz zajqte lub skonfis- 
kowane towary t^cznie ze ärodkami transportu oraz wartoäct 
podlegaj^ce przepisom dewizowym mogsj byö przekazywane do 
Partstwa s^siedniego. 

Artykul 5 

1. Do okreälonych w artykule 3 ustgp 2 uprawniert nale^ 
röwniez prawo do zatrzymania, prewencyjnego zatrzymania i 
odeslania. Funkcjonariusze Parlstwa s^siedniego nie s^jjednakze 
uprawnieni do zatrzymywania obywateli Parlstwa zwierzchniego 
na jego terytorium, prewencyjnego zatrzymania, przetrzymywania 
ich w areszcie oraz przekazywania do Parlstwa s^edniego. 
Woino im natomiast doprowadziö te osoby do wlasnej wysunigtej 
siuzbowej placöwki granicznej, albo jeäli taka nie istnieje, do 
placöwki granicznej Parlstwa zwierzchniego w celu pisemnego 
sporz^dzenia protokolu o stanie sprawy. 

2. Przy stosowaniu ärodköw okreälonych w ustgpie 1 konieczne 
jest niezwioczne przywolanie funkcjonariusza Parlstwa zwierzch¬ 
niego. 

3. Prawo azylu Parlstwa zwierzchniego pozostaje nienaru- 
szone. 

Artykul 6 

1. Na dorgach wyznaczonych dIa ruchu osobowego i towaro- 
wego, prowadze|cych od granicy parlstwowej do znajduj{|cych sig 
w Pailstwie zwierzchnim wysunigtych sluzbowych plar^ek gra- 
nicznych Parlstwa s^siedniego obowi£|zuj^ przepisy o odprawie 
granicznej obydwu Parlstw, przy czym przepisy Parlstwa wyjazdu 
stosuje siQ przed przepisami Parlstwa przyjazdu. 

2. Przestrzoganie przepisöw obydwu Parlstw nadzorujei wlaä- 
ciwe placöwki graniczne Parlstwa zwierzchniego. W przypadku 
naruszenia tycrh przepisöw, nie naruszaj^c postanowierl artykulu 
5. zatrzymane osoby i zabezpieczone towary, Isjcznie ze örodkami 
transportu oraz wartoäci podlegaj^ce przepisom dewizowym 
przekazuje sig najpierw placöwkom granicznym Parlstwa 
wyjazdu, w celu przeprowadzenia odprawy granicznej. 


Artykul 7 

1. Osobom, ktörym funkcjonariusze Parlstwa przyjazdu nie 
zezwolg na przekroczenie granicy nie woino zabroniö powrotu do 
Parlstwa wyjazdu; w razie potrzeby mogg one zostaö przymu- 
sowo odeslane z powrotem przez funkqonariuszy Parlstwa przy¬ 
jazdu. 

2. Uregulowania zawarte w ustgpie 1 stosuje sig odpowiednio 
do towaröw Igcznie ze ärodkami transportu oraz wartet podle- 
gajgcych przepisom dewizowym. 

Artykul 8 

1. Wlaäciwe shrzbowe placöwki graniczne Umawiajgcych sig 
Stron wspöldzialajg przy dokonywaniu odprawy granicznej i 
udzielajg sobie wzajemnej pomocy stosownie rJo uregulowarl 
zawartych w niniejszej Umowie. Przekazujg sobie röwniez dane 
identyfikacyjno - osobowe, niezbgdne dia dokonania odprawy 
granicznej. 
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(2) Umfang und Grundsätze der Zusammenarbeit urnf gegen¬ 
seitigen Unterstützung nach Absatz 1 können von den zuständi¬ 
gen Behörden der Vertragsparteien in Vereinbarungen festgelegt 
werden. 

(3) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten aufgrund 
dieses Abkommens erfolgt nach Maßgabe des nationalen Rechts. 
Diese Übennittlung unterliegt den in der Anlage zu diesem Ab¬ 
kommen aufgeführten Regelungen unter Beachtung der für jede 
Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften. 

Artikel 9 

Die Bediensteten des Nachbarstaats dürfen sich auf Grund 
eines mit Lichtbild versehenen Dienstausweises zu der Grenz¬ 
dienststelle im Gebietsstaat begeben, bei der sie ihre dienstliche 
Tätigkeit durchzuführen haben. 

Artikel 10 

Die Bediensteten des Nachbarstaats, die in Anwendung dieses 
Abkommens ihren Dienst im Gebietsstaat auszuüben haben, kön¬ 
nen bei Ausübung des Dienstes ihre Dienstkleidung und ihre 
Dienstwaffe tragen sowie Diensthunde mitführen. Von der Waffe 
dürfen sie im Gebietsstaat nur Im Fall der Notwehr Gebrauch 
machen. 

Artikel 11 

Die strafrechtlichen Bestimmungen des Gebietsstaats zum 
Schutz seiner Bediensteten und der von ihnen vorgenommenen 
Amtshandlungen gelten auch für strafbare Handlungen gegen die 
Bediensteten des Nachbarstaats in Ausübung des Dienstes im 
Gebietsstaat oder in Beziehung auf diesen Dienst. 

Artikel 12 

(1) Die im Gebietsstaat tätigen Bediensteten des Nachbarstaats 
unterstehen mit den in diesem Abkommen vorgesehenen Ein¬ 
schränkungen und unbeschadet der Bestimmungen des Interna¬ 
tionalen Privatrechts den Rechtsvorschriften des Gebietsstaats. 

(2) Von strafbaren Handlungen, die von den Bediensteten des 
Nachbarstaats im Gebietsstaat begangen werden, ist die Vorge¬ 
setzte Dienststelle der Bediensteten durch die entsprechende 
Dienststelle des Gebietsstaats unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 13 

(1) Amtshaftungsansprüche wegen Schäden, die Bedienstete 
des Nachbarstaats in Ausübung ihres Dienstes im Gebietsstaat 
verursachen, unterstehen dem Recht des Nachbarstaats und sind 
vor dessen Gerichten geltend zu machen. Die Angehörigen des 
Gebietsstaats sind hinsichtlich solcher Ansprüche den Angehöri¬ 
gen des Nachbarstaats gleichgestellt. 

(2) Wird ein Bediensteter des Nachbarstaats im Gebietsstaat 
während der Ausübung seines Dienstes getötet oder verletzt oder 
wird eine Sache, die sich in seinem Besitz befindet, bei der 
Ausübung seines Dienstes im Gebietsstaat vernichtet oder be¬ 
schädigt, so sind die Ansprüche auf Ersatz dieser Schäden nach 
dem Recht des Nachbarstaats zu beurteilen. 

(3) Zur Entscheidung über Schadenersatzansprüche nach Ab¬ 
satz 2 sind die Gerichte jener Vertragspartei zuständig, auf deren 
Hoheitsgebiet die schädigende Handlung begangen wurde oder in 
dem der Schädiger seinen stärrdigen Aufenthalt hat. Zuständig ist 
auch das Gericht, in dessen Bezirk der Kläger seinen ständigen 
Aufenthalt hat. 

Artikel 14 

(1) Alle zum dienstlichen Gebrauch bestimmten Gegenstände, 
welche die im Gebietsstaat tätigen Bediensteten des Nachbar¬ 
staats ein- oder ausführen, bleiben frei von Zöllen und sonstigen 
Abgaben. 


2. Zakres i zasady wspöldzialania i udzielania sobie pomocy 
stosownie do ustgpu 1 mog^ byö okreälone w drodze porozumie- 
nia migdzy wlaäciwymi organami Umawiajajcych siq Stron. 

3. Przekazywanie danych identyfikacyjno - osobowych stosow¬ 
nie do niniejszej Umowy odbywa sig zgodnie z przepisami wew- 
ngtrznymi; przekazanie to podlega uregulowaniom zawartym w 
zaigczniku z uwzglgdnieniem przepisöw prawnych obowigzujg- 
cych kazdg ze Stron. 

Artykul 9 

Funkcjonariusze Pahstwa sgsiedniego mogg, na podstawie 
legitymacji sluzbowej zaopatrzonej w zdjgde, udawaö sig do 
stuzbowej placöwki w Paristwie zwierzchnim, w ktörej wykonujg 
swoje czynnoäci sluzbowe. 

Artykul 10 

Funkcjonariusze Parislwa sgsiedniego, ktörzy stosownie do 
niniejszej Umowy peinig sluzbg w Paristwie zwierzchnim, mogg 
przy pelnleniu sluzby nosiö ubranie sluzbowe i brori sluzbowg, jak 
röwniez prowadziö psy sluzbowe. Uzycie przez nich broni w 
Paristwie zwierzchnim moze nasigpiö jedynie w przypadku obrony 
koniecznej. 

Artykul 11 

Przepisy käme Par^stwa zwierzchniego chronigce jego funkcjo- 
nariuszy i wykonywane przez nich czynnoäd sluzbowe stosuje sig 
röwiez w stosunku do czynöw karainych skierowanych przeciwko 
funkcjonariuszom Paristwa sgsiedniego podczas pelnienia przez 
nich sluzby w Patlstwie zwierzchnim lub w zwigzku z tg sluzbg. 

Artykul 12 

1. Parcujgcy w Paristwie zwierzchnim funkcjonariusze Paristwa 
sgsiedniego podlegajg przepisom prawnym Paristwa zwierzch¬ 
niego, z uwzglgdnieniem przewidzianych w niniejszej Umowie 
organiczeri i bez naruszenia przepisöw migdzynarodowego prawa 
prywatnego. 

2. W razie popelnienia czynöw karainych w Paristwie zwierzch¬ 
nim przez funkcjonariuszy Paristwa sgsiedniego, wlaäciwa pla- 
cöwka stuzbowa Paristwa zwierzchniego powiadamia niezwlocz- 
nie placöwkg sprawujgcg nadzör sluzbowy nad tym funkcjona- 
riuszem. 

Artykul 13 

1. Dochodzenie roszczeri z tytulu odpowiedzialnoäci sluzbowej 
za szkody wyrzgdzone przez funkcjonariuszy Paristwa sgsied¬ 
niego podczas p^ienia sluzby w Paristwie zwierzchnim, podlega 
przepisom prawnym Paristwa sgsiedniego i odbywa sig przed 
jego sgdami. Obywatele Paristwa zwierzchniego sg traktowani w 
zakresie tych roszczeri na röwni z obywatelami Paristwa sgsied¬ 
niego. 

2. W razie zaböjstwa lub uszkodzenia ciaia funkcjonariusza 
Paristwa sgsiedniego jak röwniez zniszczenia bgdi uszkodzenia 
rzeczy bgdgcych w jego posiadaniu - w czasie pelnienia przez 
niego sluzby w Paristwie zwierzchnim - roszczenia o odszkodo- 
wanie za wyrzgdzone szkody podlegajg przepisom prawnym 
Paristwa sgsiedniego. 

3. Do wyrokowania w sprawach o odszkodowania z tytulu 
roszczeri za wyrzgdzone szkody okreälone w ustgpie 2 wla^iwe 
sg sgdy tej z Umawiajgcych sig Stron, na terytorium ktörej mialo 
miejsce dziatanie, z ktörego szkoda wynikla lub gdzie sprawca ma 
miejsce stalego pobytu. Wlaäciwym jest takze sgd, w okrggu 
ktörego powöd ma miejsce stalego pobytu. 

Artykul 14 

1. Wszystkie przedmioty przeznaczone do uzytku sluzbowego, 
ktöre pracujgcy w Paristwie zwierzchnim funkcjonariusze 
Paristwa sgsiedniego wwozg lub wywozg, sg wolne od cel i innch 
oplat. 
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(2) Frei von zaien und sonstigen Abgaben bleiben auch die 
Gegenstände des persönlichen Bedarfs einschließlich der Le¬ 
bensmittel, welche die Bediensteten auf dem Wege zum oder vom 
Dienst mit sich führen und während ihres dienstlichen Aufenthalts 
im Gebietsstaat bertötigen. 

(3) Dienstfahrzeuge und eigene Fahrzeuge, mit denen Bedien¬ 
stete des Nachbarstaats zur Ausübung ihres Dienstes in den 
Gebietsstaat fahren und in den Nachbarstaat zurückkehren, blei¬ 
ben unter entsprechenden Kontrollmaßnahmen frei von Zöllen 
und sonstigen Abgaben. Die Leistung einer Sicherheit entfällt. 

(4) Ein- und Ausfuhrverbote sowie Ein- und Ausfuhrbeschrän¬ 
kungen finden auf die in den Absätzen 1 bis 3 angeführten Gegen¬ 
stände und Fahrzeuge keine Anwendung. 

Artikel 15 

(1) Die Bediensteten des Nachbarstaats, die auf Grund dieses 
Abkommens regelmäßig im Gebietsstaat beschäftigt werden, sind 
den entsprechertden Diertsfstelten des Gebietsstaats schriftlich 
unter Angabe des Geburtsdatums und des Dienstgrads zu be¬ 
nennen. 

(2) Jede Vertragspartei wird ihre Bediensteten auf begründetes 
Verlangen der anderen Vertragspartei von der Verwendung in 
deren Hoheitsgebiet ausschließen oder abberufen. 

Artikel 16 

(1) Die Vertragsparteien erteilen ihren vorgeschobenen Grenz¬ 
dienststellen alle notwendigen Befugnisse zur Grenzabfertigung, 
die sich aus den Bedürfnissen des grenzüberschreitenden Ver¬ 
kehrs ergeben. 

(2) Die Abfertigungsbefugnisse und die Öffnungszeiten der 
beiderseitigen Grenzdienststellen sind möglichst übereinstim¬ 
mend festzusetzen. 

Artikel 17 

Die Diensträume der vorgeschobener Grenzdienststellen sind 
durch Amtsschilder und Hoheitszeichen des Nachbarstaats kennt¬ 
lich zu machen. Die Aufschriften an den Diensträumen des Nach¬ 
barstaats sind in deutscher und polnischer Sprache anzubrin¬ 
gen. 

Artikel 18 

(1) Die vorgeschobenen Grenzdienststellen haben innerhalb 
der ihnen zum Alleingebrauch zugewiesenen Räumlichkeiten das 
Recht, die Ordnung aufrechtzuerhatten und Personen, die gegen 
die Ordnung verstoßen, zu entfernen. Dabei leisten die zuständi¬ 
gen Dienststellen und Bediensteten des Gebietsstaats auf Ersu¬ 
chen Beistand. 

(2) Dienstliches Schriftgut des Nachbarstaats unterliegt nicht 
der Kontrolle des Gebietsstaats. 

Artikel 19 

Die zum dienstlichen Gebrauch der vorgeschobenen Grenz¬ 
dienststellen bestimmten Gegenstände bleiben im Ein- und Aus¬ 
gang frei von Zöllen und sonstigen Abgaben. Ein- und Ausfuhnrer- 
bote sowie Eir>- und Ausfuhrbeschränkungen finden auf diese 
Gegenstände keine Anwendung. 

Artikel 20 

(1) Dienstbriefe und Dienstpakete sowie dienstliche Geld- und 
Wertsendungen, die für vorgeschobene Grenzdienststellen be¬ 
stimmt sind oder von diesen in den Nachbarstaat gesandt werden, 
dürfen durch Bedienstete des Nachbarstaats ohne Vermittlung 
der Postverwaltung und frei von Postgebühren befördert wer¬ 
den. 

(2) Diese Sendungen unterliegen der Zoll- und Devisenkontrolle 
nur bei Verdacht einer strafbaren Handlung. Bei dieser Kontrolle 
ist ein Bediensteter des Nachbarstaats hinzuzuziehen. 


2. Zwdnione od cia i innych oplat s{( takze przedmioty osobis- 
tego uzytku wraz z produktami spozywczymi, ktöre funkc^a- 
riusze zabieraj£| ze sobq w drogQ na sluzbg i ze sluzby i potrzebne 
im podczas ich sluzbowego pobytu w Parlstwie zwierzchnim. 

3. Pojazdy sluzbowe i pojazdy wtasne, ktörymi funkc^arfusze 
Parlstwa s£)siedniego wjezdzsy^ do Pahstwa zwierz^niego w 
celu petnienia sluzby i wracaj^ do Pailstwa s^edniego zwolnione 
s% przy zachowaniu odpowiednich ärodköw kontroinych od cef i 
innych opiat. Nie sktada sig zabezpieczenia. 

4. Zakazöw i ograniczerl w przywozie i wywozie nie stosuje sig 
wobec przedmiotöw i pojazdöw wymienionych w ustgpach 1-3. 


Artykut 15 

1. Odpowiedniej placöwce Parlstwa zwierzchniego przekazuje 
sig pisemny wykaz funkcjonariuszy Parlstwa sf^siedniego, ktörzy 
na podstawie niniejszej Umowy bQd{( regulamie pracowaö w 
Parlstwie zwierzchnim, wraz z podaniem ich dat urodzenia i stopni 
shjzbowych. 

2. Kazda Umawiaj^ca siq Strona usunie lub odwola swoich 
funkcjonariuszy z pelnienia sluzby na obszarze drugiej Umawiaj£(- 
cej sig Strony, na jej uzasadnione zgdanie. 

Artykut 16 

1. Umawiajgce sig Strony udzielg swoim wysunigtym sluibo- 
wym placöwkom granicznym wszystkich niezb^nych uprawnieil 
do dokonywania odpraw granicznych, wynikajgcych z potrzeb 
ruchu granicznego. 

2. Uprawnienia do dokonywania odpraw gramicznych i czas 
pracy dia sluzbowych placöwek granicznych obu Stron ustala sig 
w miarg mozliwo^i tak aby sobie odpowiadaly. 

Artykuf 17 

Pomieszczenia sluzbowe wysunigtych placöwek granicznych 
oznacza sig tablicami urzgdowymi i symboiami suwerennoäci 
Pahstwa sgsiedniego. Napisy na pomieszczeniach sluzbowych 
Parlstwa sgsiedniego nalezy umieszczaö w jgzykach niemieckim i 
polskim. 

Artykut 18 

1. Wysunigte sluzbowe placöwki graniczne majg prawo do 
utrzymywania porzgdku w przydzielonych im do wr^gcznego 
uzytku pomieszczeniach i usuwania osöb, ktöre przeciwko temu 
porzgdkowi wykroczg. Wlaäciwe piacöwki i funkqonariusze 
Par^stwa zwierzchniego, na wniosek, udzielg im przy tyrn pomocy. 

2. Dokumenty sluzbowe P^u1stwa sgsiedniego nie podlegajg 
kontroli Parlstwa zwierzchniego. 

Artykut 19 

Przedmioty sluzgce do uzytku sluzbowego w wysunigtych sluz¬ 
bowych placöwkach granicznych zwoinione sg w przywozie i 
wywozie od cel i innych oplat. Nie stosuje sig w stosunku do tych 
przedmiotöw zakazöw i ograniczeö obowigzujgcych w przywozie i 
wywozie. 

Artykut 20 

1. Funkcjonariuszom Pailstwa sgsiedniego woino przewoziö, 
bez poärednictwa administracji pocztowej i uiszczania oplat pocz- 
towych stuzbowg korespondecjg, paczü, pienigdze i przesylki 
wartoäciowe przeznaczone dIa wysunigtych placöwek granicz¬ 
nych lub wysiane przez nie do Paihstwa sgsi^niego. 

2. Przesylki te podlegajg kontroli celnej i dewizowej tylko w 
przypadkach podejrzenia popebiienia czynu karalnego. Do takiej 
kontroli nalezy wigczyö funkcjonariusza Parlstwa sgsiedniego. 
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(3) Diese Sendungen sollen zur Vermeidung von Mißbräuchen 
mit dem Oienststempel der absendenden Dienststelle versehen 
sein. 

Artikel 21 

(1) Der Gebietsstaat bewilligt gebührenfrei die Errichtung und 
den Betrieb der ausschließlich für die Tätigkeiten der vorgescho¬ 
benen Grenzdienststellen und für die Grenzabfertigung in Ver¬ 
kehrsmitteln während der Fahrt erforderlichen Fernmeldeanlagen 
und elektronischen Datenverarbeitungsanlagen, sowie deren Ver¬ 
bindung mit den entsprechenden Anlagen des Nachbarstaats, 
vorbehaltlich der Erstattung etwaiger Kosten für Errichtung und 
Benutzung. Der Betrieb dieser Anlagen gilt als interner Verkehr 
des Nachbarstaats. 

(2) Die zuständigen Stellen der Vertragsparteien stimmen die 
gemäß Absatz 1 erforderlichen Maßnahmen miteinander ab. 


Artikel 22 

(1) GrenzspedHeure/Zollagenturen des Nachbarstaats dürfen 
bei den vorgeschobenen Grenzdienststellen des Nachbarstaats 
im Gebietsstaat alle die Grenzabfertigung betrefferxfen Tätigkei¬ 
ten ausüben, die sie im Nachbarstaat auszuüben berechtigt sind. 
Die Ausübung dieser Tätigkeiten unterliegt den Rechtsvorschrif¬ 
ten des Nachbarstaats. Die Grenzspediteure/Zollagenturen des 
Nachbarstaats und ihr Personal sind von dem Erfordernis einer 
zusätzlichen Gewerbe- und Arbertseriaubnis des Gebietsstaats 
befreit. 

(2) Die Tätigkeiten von Grenzspediteuren/Zollagenturen des 
Nachbarstaats bei Grenzdienststellen des Gebietsstaats unterlie¬ 
gen den gesetzlichen Regelungen des Gebietsstaats. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können die 
organisatorisch-technischen Bedingungen für die Ausübung der 
Tätigkeiten durch die Grenzspediteure/Zollagenturen Im Gebiets¬ 
staat unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse in den 
Vereinbarungen über die Durchführung der Grenzabfertigung 
einer Vertragspartei auf dem Hoheitsgebiet der anderen Vertrags¬ 
partei regeln. 

(4) Die zuständigen Behörden des Gebietsstaats entscheiden in 
Abstimmung mit den zuständigen Behörden des Nachbarstaats, 
in welchen Fällen und in welchem Umfang diesen Grenzspediteu¬ 
ren/Zollagenturen Büroräume oder Grundstücke zur Errichtung 
von Bürogebäuden bei den einzelnen Dienststellen gegen Entgelt 
zur Verfügung gestellt werden. 

(5) Für den Grenzübertritt und den Aufenthalt der in den vor¬ 
stehenden Absätzen genannten Personen im Gebietsstaat gelten 
dessen allgemeine Bestimmungen, wobei die Angehörigen der 
Vertragsparteien von der Visumpflicht befreit sind. 


Artikel 23 

(1) Die zuständigen Behörden bestimmen im gegenseitigen 
Einvernehmen 

a) die für die Grenzdienststellen des Nachbarstaats benötigten 
Diensträume und Anlagen; 

b) die damit verbundenen anteiligen Baukosten oder die Miete 
sowie die Vergütungen für Beleuchtung, Heizung, Reinigung 
usw.; 

c) die Abteile und Einrichtungen, die den Bediensteten bereitzu¬ 
stellen sind, welche die Grenzabfertigung in Verkehrsmitteln 
während der Fahrt durchführen. 

(2) Soweit die Eisenbahnverwaltung des Nachbarstaats für die 
Bediensteten der Grenzdienststellen Räume und Unterkünfte be¬ 
reitzustellen und sonstige Leistungen zu bewirken hat, ist die 
Eisenbahnverwaltung des Gebietsstaats verpflichtet einem ent¬ 
sprechenden Ersuchen der Eisenbahnverwaltung des Nachbar¬ 
staats gegen Vergütung der Kosten nachzukommen. 


3. W celu uniknigcia naduzyö przesylki powinny byö zaopa- 
trzone w pieczgö shizbowei wysylaj£|cej placöwki shizbowej. 


Artykul 21 

1. Pailstwo zwierzchnie zezwoN na zaloienie i korzystanie bez 
oplat z urz^dzeri l{|czonäciowych i utz{ylzeri do elektronicznego 
przetwarzania dan^ potrzebnych w^czarüe do dzialalnoäct 
wysunigtych placöwek graniczn^ i do dokonywania odpraw 
granicznych w ärodkach komunikac^ podczas jazdy, jak röwniei 
przyl^czenie ich do odpowiednich urz{|dzei1 Partstwa s^sied- 
niego, z zastrzeieniem zwrotu ewentuainych kosztöw za zaloze- 
nie i eksploatat^. Korzystanie z tych urz^eri traktuje si^ jako 
wewnqtrzn^ komunikacj^ Paristwa s£^edniego. 

2. Wlaäciwe organy Umawiajqcych si^ Stron uzgodni^ nie- 
zb^ne przedsi^wzi^a zwi^ane z ustgpem 1. 


Artykul 22 

1. Agencje celne/spedytorzy graniczni Peulstwa s^iedniego 
mog^ w wysunigtej stuzbowej placöwce granicznej Pailstwa s^- 
siedniego na ter^orium Paristwa zwierzchniego wykonywaö 
vrszelkie czynnoäc« zwi^ane z odpraw^ graniczn^ do wykony- 
wania ktörych s^ oni uprawnieni w Pahstwie s^isiednim. Wykony- 
wanie tych czynnoäci podlega przepisom prawnym Paristwa s^- 
siedniego. Agenqe celne/spedytorzy graniczni Paristwa s^sied- 
niego oraz ich persorrel s^ zwolnieni od wymogu posiadania 
dodatkowego zezwdenia Paristwa zwierzchniego na prowadze- 
nie dzialalnoäd gospodarczej oraz zezwolenia na pracq. 

2. Czynnoäd agencji ceinych/spedytoröw granicznych Pailstwa 
SE^iedniego przy sluzbowych placöwkach PaiSstwa zwierzch¬ 
niego podlegaj^ przepisoip prawnym Patlstwa zwierzchniego. 

3. Wlaäciwe organy Umawiaj^cych si^ Stron mog^ ustalaö - w 
drodze porozumieri dotycz£|cych wykonywania odprawy granicz¬ 
nej jednej Umawiaj£|cej si^ Strony na terytorium drugiej Umawia- 
J^cej siQ Strony - warunki organizacyjno - techniczne wykonywa¬ 
nia czynnoäci przez agencje celne/spedytoröw granicznych w 
Pahstwie zwierzchnim z uwzgl^dnieniem miejscowych warunköw. 

4. Wlaäciwe organy Pahstwa zwierzchniego decyduj^ w poro- 
zumieniu z wlaäciwymi organami Pahstwa s^siedniego w jakich 
przypadkach i w jakim zakresie agencjom ceinym/spedytorom 
granicznym udostQpnIa sig, za oplat^, pomieszczenia biurowe lub 
place w celu budowy bud^köw biurowych przy |X)szczegölnych 
granicznych placöwkach sluzbowych. 

5. Przekraczanie granicy przez osoby wymienione w powyz- 
szych ust^pach i ich pobyt w Pahstwie zwierzchnim regulowane 
S8t przez ogölne postanowienia tego Pahstwa z tym, ze obywatele 
Umawiaj^cych siq Stron zwolnieni s^ z obowie^u wizowego. 


Artykul 23 

1. Wlaäciwe organy ustal^ w drodze porozumienia; 

a/ niezbgdne pomieszczenia sluzbowe i urz^dzenia dia grsuiicz- 
nych placöwek sluzbowych Pahstwa s^siedniego, 

b/ zwi^any z tym udzial w kosztach budowy albo czynsz, a 
takze oplaty za oäwietlenie, ogrzewanie, sprz^tanie itp., 

c/ przedzialy i urz^dzenia udost^pniane funkcjonariuszom doko- 
nuj^cym odprawy granicznej podczas jazdy ärodka komuni- 
kaqi. 

2. Jezeli administracja kolejowa Pahstwa stisiedniego zapew- 
nia pomieszczenia sluzbowe dIa granicznych placöwek sluzbo¬ 
wych, zakwaterowanie dia funkcjonariuszy oraz inne äwiadczenia, 
administracja kolejowa Pahstwa zwierzchniego zobowi^ana jest 
do spelnienia, za zwrotem kosztöw, odpowiednich pröäb admini- 
stracji kolejowej Pahstwa sf^siedniego. 
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(3) Die Eisenbahnen und die Schtfrahttsurrtemehmen haben die 
Bediensteten des Nachbarstaats, de de Grenzabfertigung wah¬ 
rend der Fahrt durchzuführen haben, unentgeltlich zu befördern 
und Ihnen die erforderlichen Zugabteile oder Schiffskabinen un¬ 
entgeltlich zur Verfügung zu stellen. 

Artikel 24 

Meinungsverschiedenheiten Ober de Auslegung oder Anwen¬ 
dung dieses Abkotnmens sollen durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsparteien gelöst werden. Der diplomatische Weg Ist 
nicht ausgeschlossen. 

Artikel 25 

Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien können kn 
Rahmen dieses Abkommens de zu seiner Durchführung erforder¬ 
lichen Maßnahmen unmittelbar abstimmen. 


Artikel 26 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation: die Ratifikations¬ 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach Austausch der 
RatifikationsurkurKien in Kraft. 

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es tonn Jederzeit auf diplomatischem Weg durch Note gekündigt 
werden. In diesem Fan tritt es sechs Monate nach seiner Kündi¬ 
gung außer Kraft. 


Geschehen zu Warschau am 29. Juli 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


3. Koleje i przedsi^orstwa ieglugowe zapewnU( bezpiatnie 
przejazdy, przedzialy w pod^ach oraz kabiriy na statkach po- 
trzebne funkr^ariuszom Pailstwa s^siedniego dokomqt^ym 
odprawy granicznej podczas jazdy. 


Artykul 24 

Röznice zdati w wyktadni lub stosowaniu nbseiszej Umowy 
powinny byö usuwane przez wfaäciwe organy Umawiai%cych si^ 
Stron. Nie wyt^a to drogi dyplomatycznej. 


Artykut 25 

Wtaäcrwe organy Umawiajrtpych si^ Stron mog^ w ramach 
niniejszej Umowy uzgadniaö bezpoärednio ze sobq przedsi^wz^- 
cia potrzebne do jej realizacji. 

Artykul 26 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikac^. Wymiana dokumentöw 
ratyfikacyjnych nastsyii mozVwie jak najszybciej w Bonn. 

2. Umowa niniejsza wejdzie w iyde po uplywie miesi%ca od 
dnia, w ktörym Umawiajt^ce siq Strony dokorialy wymiany doku¬ 
mentöw ratyfikacyjnych. 

3. Umowa niniejsza zawarta jest na czas nieokreälony. Moie 
byö ona w kazdym czasie wypowiedziana w drodze dyplomatycz- 
nej poprzez not^kaq^. W takim przypadku trad mrx: po upl^^ie 
szeödu miesi^ od dnia wypowiedzenia. 


Umowq niniejsz^ sporz^dzono w Warzawie dnia 29 lipca 1992 
roku w dwöch egzemparzach, kazdy w jqzykach niemieddm i 
poiskim, przy czym obydwa teksty posiadaj^ jednakow^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republik! Federalnej Niemiec 
Kinkel 

Für die Republik Polen 
W imieniu Rzeczypospolitej Polskiej 
Krzysztof Skubiszewski 
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Anlage 

Regelungen, 

die für die Vertragsparteien 

bei der Übermittlung von personenbezogenen Daten gelten 

1. Die Nutzung der Daten durch den Empfänger ist nur zu dem 
angegebenen Zweck und zu den durch die übermittelnde 
Vertragspartei vorgeschriebenen Bedingungen zulässig. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Vertragspartei 
auf deren Ersuchen über die Venwendung der übermittelten 
Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Personenbezogene Daten dürfen ausschließlich an die zu¬ 
ständigen Grenzdienststellen sowie an Strafverfolgungsbe¬ 
hörden übermittelt werden. Die weitere Übermittlung darf nur 
mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden Stelle erfol¬ 
gen. 

4. Die übermittelnde Vertragspartei ist verpflichtet, auf die Rich¬ 
tigkeit der zu übermittelnden Daten sowie auf ihre Erforderlich¬ 
keit und Verhältnismäßigkeit in bezug auf den mit der Über¬ 
mittlung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, daß unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies dem Empfänger unverzüglich mitzuteilen. Er ist 
verpflichtet, die Berichtigung oder Vernichtung der Daten vor¬ 
zunehmen. 

5. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
vorhandenen Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Auskünfte werden 
jedoch nicht erteilt, soweit eine Abwägung ergibt, daß das 
öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, das Inter¬ 
esse des Betroffenen überwiegt. Im übrigen richtet sich das 
Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person vorhande¬ 
nen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem Recht der Ver¬ 
tragspartei, in deren Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt 
wird. 

6. Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustausches nach diesem Abkommen durch eine 
rechtswidrige Handlung geschädigt, haftet ihm hierfür die 
empfangende Vertragspartei nach Maßgabe ihres innerstaat¬ 
lichen Rechts. Sie kann sich im Verhältnis zum Geschädigten 
zu ihrer Entlastung nicht darauf berufen, daß der Schaden 
durch die übermittelnde Vertragspartei verursacht worden 
ist. 

7. Die übermittelnde Vertragspartei weist bei der Übermittlung 
auf die nach ihrem Recht geltenden Löschungsfristen hin. 

8. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die Übermittlung und 
den Empfang von personenbezogenen Daten aktenkundig zu 
machen. 

9. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, die übennittelten per¬ 
sonenbezogenen Daten wirksam gegen unbefugten Zugang, 
gegen Änderungen ohne Zustimmung der übermittelnden Par¬ 
tei und gegen unbefugte Weitergabe zu schützen. 


Zatacznik 

Unormowania 

obowai^zuii(ce UmawlaJace si^ Strony 
przy przekazywanlu danych identyflkacyjno-osobowych 

1. Odbiorca moze wykorzystywaö dane tyklo do wskazanego 
celu i na warunkach okreälonych przez Umawiaj^tc^ si^ Strong 
przekazujgcg dane. 

2. Odbiorca informuje Umawiajgcg sig Strong przekazujgcg 
dane na jej wniosek o wykorzystaniu przekazanych danych i 
osiggnigtych dzigki temu wynikach. 

3. Dane identyfikacyjno-osobowe mogg by6 przekazywane 
virytgcznie wtaäciwym granicznym placöwkom stuzbowym, jak 
röwnie^ organom äcigania. Dalsze przekazywanie danych 
moze nastgpiö tylko za zgoda urzgdu, ktöry dane przekazal. 

4. Umawiajgca sig Strona przekazujgca dane zobowigzana jest 
zwracaö uwagg na ich prawidtowoäö, przekazywaö je w nie- 
zbgdnym zakresie oraz proporcjonainym stosunku do celu, dia 
jakiego sg one przekazywane. Nalezy przy tym uwzglgdniö 
zakaz przekazywania danych zgodnie z obowigzujgym pra- 
wem narodowym. Jeäli okaze sig, ze przekazano niepradwi- 
dlowe dane identyfikacyjno-osobowe lub dane, ktörych nie 
woino bylo przekazaö, nalezy o tym niezwiocznie poinformo- 
wawö odbiorcg. Jest on zobowigzany do skorygowania lub 
zniszczenia danych. 

5. Osobie zainteresowanej, na jej wniosek, nalezy udzieliö infor- 
macji odnoänie danych jej dotyczgcych, jak röwniez o 
zamierzonym celu ich uzycia. Informacji takiej nie udziela sig 
jednak, jezeli okaze sig, ze interes publiczny przemawiajgcy 
za jej nieudzieleniem przewaza nad interesem osoby zaintere¬ 
sowanej, Poza tym osdba zainteresowana ma prawo uzyskaö 
posiadane dane jej dotyczgce zgodnie z prawem tej Umawia- 
jgcej sig Strony, na ktörej terytorium ztozono wniosek o udzie- 
lenie informacji. 

6. Jezeli ktoä poniösl szkodg na skutek niezgodnego z prawem 
dzialania dokonanego w ramach wymiany danych dokonanej 
na podstawie niniejszej Umowy, odpowiedzialnoäö ponosi 
strona, ktöra dane otrzymata, zgodnie ze swoim prawem 
wewngtrznym. Strona ta nie moze w celu odcigzenia siebie 
powol^aö sig wobec osoby poszkodowanej na to, ze szkoda 
spowodowana zostazia przez strong przekazujgcg dane. 

7. Umawiajgca sig Strona przekazujgca dane wskazuje przy 
przekazywanlu danych na termin virymazania danych zgodnie 
z jej prawem. 

8. Umawiajgce sig Strony zobowigzane sg do odnotowywania w 
aktach faktu przekazania i otrzymania danych identyfikacyjno- 
osobowych. 

9. Umawiajgce sig Strony sg zobowigzane skutecznie chroniö 
przekazane dane identyfikacyjno-osobowe przed dostgpem 
do nich osöb nieuprawnionych, zmianami bez upowaznienia 
Strony przekazujgcej i udostgpnianiem osobom niepowo- 
lanym. 
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Bekanntmachung 
über den Geltungsbereich 
des Übereinkommens gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 

Vom 28. Dezember 1993 
I. 

Das VN-Übereinkommen vom 10. Dezember 1984 gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (BGBl. 
1990 II S. 246) ist nach seinem Artikel 27 Abs. 2 für folgende weitere Staaten in 
Kraft getreten: 


Antigua und Barbuda 

am 

18. August 1993 

Armenien 

am 

13. Oktober 1993 

Slowenien*) 

am 

15. August 1993. 


*) Siehe Abschnitt II 


II. 

Folgende Staaten haben Erklärungen auf Grund der Artikel 21 und 22 des 
Übereinkommens abgegeben: 

Bulgarien am 12. Mai 1993 

(vgl. die Bekanntmachung vom 9. Februar 1993, BGBl. II S. 715) 


“1. In accordance with article 21 (1) of the 
Convention against Torture and Other 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment, the Republic of Bulgaria de- 
clares that it recognizes the competence of 
the Committee against Torture to receive 
and consider Communications to the effect 
that a State Party Claims that another State 
Party Is not fulfilling its obligations under this 
Convention. 

2. In accordance with article 22 (1) of the 
Convention against Torture and Öftrer 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment, the Republic of Bulgaria de- 
Cläres that it recognizes the competence of 
the Committee against Torture to receive 
and consider Communications from or on 
behalf of individuals subject to its jurisdiction 
who Claim to be victims of a Violation by a 
State Party of the provisions of this Con¬ 
vention.” 


(Übersetzung) 

,1. Nach Artikel 21 Absatz 1 des Überein¬ 
kommens gegen Folter und andere grau¬ 
same, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe erklärt die Republik 
Bulgarien, daß sie die Zuständigkeit des 
Ausschusses gegen Folter zur Entgegen¬ 
nahme und Prüfung von Mitteilungen aner¬ 
kennt, in denen ein Vertragsstaat geltend 
macht, ein anderer Vertragsstaat komme 
seinen Verpflichtungen aus dem Überein¬ 
kommen nicht nach. 

2. Nach Artikel 22 Absatz 1 des Überein¬ 
kommens gegen Folter und andere grau¬ 
same, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe erklärt die Republik 
Bulgarien, daß sie die Zuständigkeit des 
Ausschusses gegen Folter zur Entgegen¬ 
nahme und Prüfung von Mitteilungen ein¬ 
zelner Personen oder im Namen einzelner 
Personen anerkennt, die ihrer Hoheitsge¬ 
walt unterstehen und die geltend machen, 
Opfer einer Verletzung des Übereinkom¬ 
mens durch einen Vertragsstaat zu sein.“ 


Polen am 12. Mai 1993 

(vgl. die Bekanntmachung vom 9. Februar 1993, BGBl. II S. 715) 


“The Government of the Republic of Po- 
land, in accordance with articles 21 and 22 
of the Convention against Torture and Other 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment, adopted by the United Nations 
General Assembly on 10 December 1984, 
recognizes the competence of the Commit¬ 
tee against Torture to receive and consider 
Communications to the effect that a State 
Party Claims that the Republic of Poland is 
not fulfilling its obligations under the Con- 


(Übersetzung) 

„Die Regierung der Republik Polen er¬ 
kennt nach den Artikeln 21 und 22 des am 
10. Dezember 1984 von der Generalver¬ 
sammlung der Vereinten Nationen ange¬ 
nommenen Übereinkommens gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe die 
Zuständigkeit des Ausschusses gegen Fol¬ 
ter zur Entgegennahme und PrOfurtg von 
Mitteilungen an, in denen ein Vertragsstaat 
geltend macht, die Republik Polen komme 
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vention or Communications from or on be¬ 
half of individuals subject to its Jurisdiction 
who Claim to be victims of a Violation by the 
Republic of Poland of the provisions of the 
Convention.” 


Slowenien am 16. Juli 1993 

“1. The Republic of Slovenia declares that 
it recognizes the competence of the Com¬ 
mittee against Torture, pursuant to Article 
21 of the said Convention, to receive and 
consider Communications to the effect that a 
State Party Claims that another State Party 
is not fuifilling its obllgations under this 
Convention. 

2. The Republic of Slovenia also declares 
that it recognizes the competence of the 
Committee against Torture, pursuant to Art- 
icle 22 of the said Convention, to receive 
and consider Communications from or on 
behalf of individuals subject to its Jurisdiction 
who Claim to be victims of a Violation by a 
State Party of the provisions of the Conven¬ 
tion." 


ihren Verpflichtungen aus dem Überein¬ 
kommen nicht nach, oder von Mitteilungen 
einzelner Personen oder im Namen einzel¬ 
ner Personen, die ihrer Hoheitsgewalt un¬ 
terstehen und die geltend machen, Opfer 
einer Verletzung des Übereinkommens 
durch die Republik Polen zu sein.“ 


(Übersetzung) 

.1. Die Republik Slowenien erklärt, daß sie 
nach Artikel 21 des genannten Übereinkom¬ 
mens die Zuständigkeit des Ausschusses 
gegen Folter zur Entgegennahme und Prü¬ 
fung von Mitteilungen anerkennt, in denen 
ein Vertragsstaat geltend macht, ein ande¬ 
rer Vertragsstaat komme seinen Verpflich¬ 
tungen aus dem Übereinkommen nicht 
nach. 

2. Die Republik Slowenien erklärt ferner, 
daß sie nach Artikel 22 des genannten 
Übereinkommens die Zuständigkeit des 
Ausschusses gegen Folter zur Entgegen¬ 
nahme und Prüfung von Mitteilungen ein¬ 
zelner Personen oder im Namen einzelner 
Personen anerkennt, die ihrer Hoheitsge¬ 
walt unterstehen und die geltend machen, 
Opfer einer Verletzung des Übereinkom¬ 
mens durch einen Vertragsstaat zu sein.“ 


Zypern am 8. April 1993 

(vgl. die Bekanntmachung vom 9. Februar 1993, BGBl, II S. 715) 


“The Government of the Republic of Cy- 
prus hereby declares that the Republic of 
Cyprus recognizes the competence of the 
Committee established under Article 17 of 
the Convention against Torture and Other 
Cruel, Inhuman or Degrading Treatment or 
Punishment adopted by the United Nations 
General Assembly on 10 December 1984; 


1. to receive and consider Communications 
to the effect that a State Party Claims that 
another State Party is not fuifilling its 
Obligations under the Convention (Article 
21), and 

2. to receive and consider Communications 
from or on behalf of individuals subject to 
its Jurisdiction who Claim to be victims of 
a Violation by a State Party of the provi¬ 
sions of the Convention (Article 22).” 


(Übersetzung) 

„Die Regierung der Republik Zypern er¬ 
klärt hiermit, daß die Republik Zypern die 
Zuständigkeit des nach Artikel 17 des am 
10. Dezember 1984 von der Generalver¬ 
sammlung der Vereinten Nationen ange¬ 
nommenen Übereinko'mmens gegen Folter 
und andere grausame, unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung oder Strafe er¬ 
richteten Ausschusses gegen Folter aner¬ 
kennt 

1. zur Entgegennahme und Prüfung von 
Mitteilungen, in denen ein Vertragsstaat 
geltend macht, ein anderer Vertrags¬ 
staat komme seinen Verpflichtungen aus 
dem Übereinkommen nicht nach (Artikel 
21), und 

2. zur Entgegennahme und Prüfung von 
Mitteilungen einzelner Personen oder im 
Namen einzelner Personen, die ihrer Ho¬ 
heitsgewalt unterstehen und die geltend 
machen, Opfer einer Verletzung des 
Übereinkommens durch einen Vertrags- 
staat zu sein (Artikel 22).“ 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
21. September 1993 (BGBl. II S. 1935). 


Bonn, den 28. Dezember 1993 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Schürmann 
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Bekanntmachung über den Geltungsbereich 
des Übereinkommens 

zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 

der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerbiichen Eigentums 

des Madrider Abkommens 
über die internationale Registrierung von Marken 

des Patentzusammenarbeitsvertrages 

Vom 3. Januar 1994 

Kasachstan hat dem Generaldirektor der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum am 16. Februar 1993 die Weiteranwendung der folgertden Über¬ 
einkünfte notifiziert: 

a) Übereinkommen vom 14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum, geändert am 2. Oktober 1979 (BGBl. 1970IIS. 293,295; 
1984 II S. 799; 1985 II S. 975); 

b) Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des gewerbli¬ 
chen Eigentums in der in Stockholm am 14. Juli 1967 beschlossenen und am 
2. Oktober 1979 geänderten Fassung (BGBl. 1970 II S. 293, 391; 1984 II 
S. 799); 

c) Madrider Abkommen vom 14. April 1891 über die internationale Registrierung 
von Marken in der in Stockholm am 14. Juli 1967 beschlossenen und am 
2. Oktober 1979 geänderten Fassung (BGBl. 1970 II S. 293, 418; 1984 II 
S. 799); 

d) Vertrag vorp 19. Juni 1970 über die internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet des Patentwesens - Patentzusammenarbeitsvertrag - (BGBl. 1976 II 
S. 649, 664; 1984 II S. 799, 975). 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachungen 

zu a) vom 12. Oktober 1970 (BGBl. II S. 1070) und vom 
20. Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012); 

zu b) vom 13. Oktober 1970 (BGBl. II S. 1073) und vom 
20, Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012); 

zu c) vom 11. Juni 1976 (BGBl. II S. 1067) und vom 
20. Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012); 

zu d) vom 16. März 1978 (BGBl. II S. 485) und vom 
20. Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012). 


Bonn, den 3. Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

Ober den Geftungabereich der Berner Übereinkunft 
zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst 

Vom 3. Januar 1994 

Die in Paris am 24. Juti 1971 beschlossene Fassung 
der Berner Übereinkunft vom 9. September 1886 zum 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst (BGBl. 1973II 
S. 1069; 1985 II S. 81) ist 

a) nach ihrem Artikel 29 Abs. 2 Buchstabe a für 

Bolivien am 4. November 1993 

b) nach ihrem Artikel 28 Abs. 2 Buchstabe c und Abs. 3 
für die 

Schweiz am 25. September 1993 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Be¬ 
kanntmachung vom 20. Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012). 


Bonn, den 3. Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Budapester Vertrags 
über die internationale Anerkennung der Hinterlegung 
von Mikroorganismen für die Zwecke von Patentverfahren 

Vom 3. Januar 1994 

Der Budapester Vertrag vom 28. April 1977 über die 
internationale Anerkennung der Hinterlegung von Mikro¬ 
organismen für die Zwecke von Patentverfahren, geändert 
am 26. September 1980 (BGBl. 1980 II S. 1104; 1984 II 
S. 679) ist nach seinem Artikel 16 Abs. 2 für 

Griechenland am 30. Oktober 1993 

Polen am 22. September 1993 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Be¬ 
kanntmachung vom 20. Oktober 1993 (BGBl. II S. 2012). 


Bonn, den 3. Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

Ober den Geltungsbereich des Internationalen Übereinkommens 
über das Harmonisierte System zur Bewichnung und Codierung der Waren 

Vom 11. Januar 1994 

Das Internationale Übereinkommen vom 14. Juni 1983 über das Harmonisierte 
System zur Bezeichnung und Codierung der Waren in der Fassung des Än¬ 
derungsprotokolls vom 24. Juni 1986 (BGBl. 1986 II S. 1067) ist nach seinem 
Artikel 13 Abs. 2 für die 

Tschechische Republik am 16. November 1993 

und - einer nachträglichen Berichtigungsnotifikation des Generalsekretärs des 
Rates für die Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zoilwesens zufoige - für 

Ruanda am 1.Januar 1993 

in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
10. November 1993 (BGBi. II S. 2210), die hinsichtlich des Inkrafttretensdatums 
für Ruanda berichtigt wird. 


Bonn, den 11.Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich der Änderung von 1990 
des Montrealer Protokolls über Stoffe, 
die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 13. Januar 1994 

Die Änderung vom 29. Juni 1990 des Montrealer Protokolls vom 16. September 
1987 über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen, (BGBl. 1991 II 
S. 1331) ist nach ihrem Artikel 2 für folgende weitere Staaten in Kraft getreten: 


Belgien 

am 

3. Januar 1994 

Island 

am 

14. September 1993 

Kroatien 

am 

13. Januar 1994 

Maiaysia 

am 

14. September 1993 

Philippinen 

am 

7. November 1993 

Sri Lanka 

am 

14. September 1993 

Tunesien 

am 

13. Oktober 1993 

Venezueia 

am 

27. Oktober 1993 


Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
26. November 1993 (BGBl. 1994 II S. 13). 


Bonn, den 13. Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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Bekanntmachung 

über das Inkrafttreten der Dritten Änderung 
des Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds 

Vom 13. Januar 1994 

Nach Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 22. Juli 1991 zu der Dritten Änderung 
des Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds (BGBl. 1991 II 
S. 814) wird bekanntgemacht, daß die durch Beschluß Nr. 45-3 des Gouvemeurs- 
rats des Internationalen Währungsfonds am 28. Juni 1990 genehmigte Dritte 
Änderung des Übereinkommens über den Internationalen Währungsfonds - in 
der Fassung der Zweiten Änderung und Ergänzung von 1976 (BGBl. 1978 II 
S. 13) - nach Artikel XXVIII Buchstabe c des Übereinkommens 

am 11. November 1992 

für Deutschland und alle übrigen Vertragsparteien in Kraft getreten ist. 

Die Annahmeerklärung ist am 10. Oktober 1991 beim Internationalen Währungs¬ 
fonds in Washington hinterlegt worden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
31. Juli 1991 (BGBl. II S. 920). 


Bonn, den 13. Januar 1994 

Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 


Bekanntmachung 

über den Geltungsbereich des Montrealer Protokolls 
über Stoffe, die zu einem Abbau der Ozonschicht führen 

Vom 13. Januar 1994 


Das Montrealer Protokoll vom 16. September 1987 über Stoffe, die zu einem 
Abbau der Ozonschicht führen, (BGBl. 1988II S. 1014) ist nach seinem Artikel 16 
Abs. 3 für 


Benin 

am 

29. September 1993 

Honduras 

am 

12. Januar 1994 

Salomonen 

am 

15. September 1993 

St. Lucia 

am 

26. Oktober 1993 

Tuvalu 

am 

13. Oktober 1993 


in Kraft getreten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 
26. November 1993 (BGBl. 1994 II S. 14). 


Bonn, den 13. Januar 1994 


Auswärtiges Amt 
Im Auftrag 
Dr. Eitel 
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